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Vorwort und Dank


Liebe Leserin, lieber Leser,


das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland soll seinen Bürgern garantieren, dass die Bundesrepublik Deutschland ein demokratischer Staat ist. Demokratie bedeutet Herrschaft des Volkes. In einer parlamentarischen Demokratie übt das Volk seine Herrschaft dadurch aus, dass es das Gesetzgebungsorgan, also das Parlament, in Wahlen bestimmt und dass die Regierung und Verwaltung sowie die Gerichtsbarkeit an die vom Parlament erlassenen Gesetze gebunden sind. Wenn sich eine dieser Staatsgewalten der Bindung an die Gesetze entzieht, wird die Demokratie beseitigt.


Dieser Erfahrungsbericht schildert, wie sich die Justiz in Deutschland der Bindung an Gesetz und Recht entzieht. Der vorliegende Erfahrungsbericht schildert Tatsachen. Die Gerichtsverfahren haben so, wie sie geschildert werden, stattgefunden. Dieser Erfahrungsbericht schildert einen über zweiundzwanzig Jahre dauernden Unrechtsprozess. Jener Prozess ist zwar beendet. Das Unrecht dauert jedoch bis heute an.


Um die Verständlichkeit des Berichts zu erhalten, kann jedoch nicht jedes Detail und jede Facette dieses ungeheuerlichen Justizunrechts Erwähnung finden und die zeitliche Reihenfolge der Ereignisse nicht immer exakt eingehalten werden. In kursiver Schrift ist der Inhalt von Schriftsätzen, gerichtlichen Entscheidungen und anderen Dokumenten auszugsweise wiedergegeben worden. Deren Inhalt ist jedoch nur teilweise wörtlich, und ganz überwiegend lediglich sinngemäß wiedergegeben worden, um ein besseres Verständnis oder eine bessere Lesbarkeit zu erreichen und um das Urheberrecht des jeweiligen Verfassers nicht zu verletzen. Um eine Erkennbarkeit der einzelnen beteiligten Personen auszuschließen und um auszuschließen, dass sich diese Personen in ihren Persönlichkeitsrechten verletzt fühlen, sind die Namen sämtlicher Beteiligter geändert, ist auf die Nennung von Personennamen teilweise und auf die Nennung von Ortsangaben vollständig verzichtet worden. Aus den gleichen Gründen sind die konkreten Daten von Schriftstücken, Terminen und Fristen überwiegend nicht genannt und teilweise verändert worden.


Mein ganz besonderer Dank gilt meiner Familie, meinen Freunden und allen, die mich gegen das in diesem Buch geschilderte Justizunrecht unterstützt haben.


Bern, im Juli 2023


Gila Seidl




Teil I.


Entrechtung




Das Jahr 1985 – Die Vorgeschichte


»Dass ein Justizcollegium, das Ungerechtigkeiten ausübt, weit gefährlicher und schlimmer ist, als eine Diebesbande, vor die kann man sich schützen, aber vor Schelme, die den Mantel der Justiz gebrauchen, um ihre üblen Paßiones auszuführen, vor diese kann sich kein Mensch hüten, die sind ärger wie die größten Spitzbuben, die in der Welt sind.«


Friedrich der II., der Große, König von Preußen (1712 - 1786), in einer Rede vom 11. Dezember 1779, gehalten in Küstrin vor den Kammergerichtsräten.


Ich habe eine Justiz erfahren müssen, die ihre Aufgabe, nämlich das Gesetz anzuwenden und Recht zu sprechen, pervertiert und zwar in ein Instrument zur Entrechtung, kalten Enteignung und Entwürdigung.


Nie hätte ich mir vorstellen können, dass einmal der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg die Verletzung meiner Menschenrechte würde feststellen müssen. Nie hätte ich mir vorstellen können, dass die überwiegende Zahl der Juristen, mit denen ich es in über zwanzig Jahren Prozessdauer zu tun haben sollte, das Recht nur als Instrument missbrauchen würden, um einen Raubzug gegen mein Vermögen zu führen. Als ich mich entschloss meine Rechte aus meinem Erbe gegen meine Mutter und meine Schwester mit juristischer Hilfe durchzusetzen, hatte ich die Vorstellung, dass Rechtsanwälte und insbesondere Richter dem Recht und letztendlich auch der Gerechtigkeit zum Sieg verhelfen wollten. Aber das Gegenteil ist der Fall. Bei Gericht herrschen Unrecht und Willkür. Ich bin mit Terror überzogen worden, weil ich mich gegen dieses Unrecht der Justiz zur Wehr gesetzt habe. Dabei wollte ich nur eine schlichte Selbstverständlichkeit erreichen. Ich wollte einzig und allein an der Verwaltung des Unternehmens meiner Familie teilhaben.


Mein Erbe


Mein Großvater hatte sich bereits im Jahre 1909 als Schlossermeister selbständig gemacht. Nach dem Zweiten Weltkrieg hatte er zusammen mit meinem Vater und meinem Onkel den kleinen Handwerksbetrieb aus den Trümmern des Krieges von einer Hinterhoffirma zu einem angesehenen Metallbauunternehmen ausgebaut. Dazu hatten sie nach Kriegsende ein fast 5000 Quadratmeter großes Grundstück am Stadtrand erworben. Tag und Nacht hatten sie geschuftet um aus einer Pferdewiese ein stattliches Betriebsgelände mit Werkshalle, Garagen und Bürogebäude zu errichten. Mein Großvater starb 1963. Nur vier Jahre später kam mein Vater bei einem Verkehrsunfall ums Leben. In seinem Testament hatte mein Vater meine Mutter als befreite Vorerbin sowie meine Schwester und mich als Nacherben eingesetzt. Weitere Nacherben nach meiner Schwester und mir waren jeweils unsere Kinder. Mein Onkel gab das Unternehmen auf. Ohne meinen Vater konnte er es nicht weiterführen. Das Unternehmen wurde am 1. November 1967 auf einen bei meinem Vater und Onkel angestellten Meister, Herrn Schmitz, übertragen, der es in stark verkleinerter Form nur noch als Schlosserei weiterführen wollte. Mein Onkel gründete 1968 zusammen mit meiner Mutter eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung und eine Offene Handelsgesellschaft zur Verwaltung des Grundstücks. Gesellschafter der Offenen Handelsgesellschaft waren zu lediglich zehn Prozent die Gesellschaft mit beschränkter Haftung sowie mein Onkel und meine Mutter mit jeweils fünfundvierzig Prozent. Die Gebäude wurden an mehrere Gewerbebetriebe, unter anderem an Herrn Schmitz, vermietet. Als mein Onkel im Jahre 1973 verstarb, traten meine Schwester und ich als dessen gesetzliche Erben in die Gesellschaft mit beschränkter Haftung und in die Offene Handelsgesellschaft ein. Denn mein Onkel, der kein Testament errichtet hatte, war weder verheiratet noch hatte er Kinder.


Meine Mutter verhielt sich nach dem Tode meines Onkels so, als sei nun die Grundstücksverwaltung allein ihre Angelegenheit. Wenn ich mich danach erkundigte, bekam ich zunehmend barsche und abweisende Antworten. Selbstverständlich sei alles in Ordnung. Oder ich wurde, statt eine Antwort zu erhalten, gefragt, ob ich sie verdächtigen wollte. Als ich anlässlich eines Besuchs bei meiner Mutter die Bilanzen des Unternehmens einsehen wollte, blätterte sie eine Bilanz in meiner Gegenwart schnell durch und meinte nur, nun hätte ich ja gesehen wie eine Bilanz aussehe, verstehen könne ich diese sowieso nicht und klappte diese wieder zu. Es störte mich zunehmend, dass ich von meiner Mutter alle zwei Monate nur einen Scheck mit einer Teilzahlung auf meinen Gewinnanteil am Unternehmen bekam, ohne zu wissen was im Unternehmen vorging. Als ich mit meiner Schwester darüber sprach, dass ich überhaupt keinen Einblick in unser Unternehmen hätte, meinte diese nur, dass ich mir von unserer Mutter doch eigene Exemplare der Bilanzen geben lassen sollte. Bei einem der immer seltener werdenden Besuche meiner Mutter bei mir und meinem Ehemann im Jahre 1976 erhielt ich von ihr die Bilanzen für die Jahre 1973 und 1974. Mich wunderte sehr, dass in diesen Bilanzen der Offenen Handelsgesellschaft Gewerbesteuerzahlungen an das Finanzamt ausgewiesen waren, obwohl die Offene Handelsgesellschaft das Firmengrundstück nur vermietete und keine Gewerbetätigkeit ausführte. Mein Mann wunderte sich ebenfalls, aber meinte nur, der Steuerberater könne das wohl kaum falsch machen. Als ich meine Mutter einmal auf die Gewerbesteuerzahlungen ansprach, war sie äußerst erschrocken und meinte nur, dass wir dieses ja mal ändern könnten, wenn wir mehr Geld hätten. Es erstaunte mich, wie man eine Steuer ändern konnte, wenn man mehr Geld hatte. Ich fragte sie aber nicht weiter, was sie damit meinte. Denn ihre Gereiztheit und ihre Launen machten die Besuche bei ihr ohnehin nahezu unerträglich. Meine Bemühungen, Einblick in die Angelegenheiten der Grundstücksverwaltung zu bekommen, kamen nicht voran. Meine Mutter blockte jeden einzelnen meiner Versuche ab, Informationen über die Grundstücksangelegenheiten zu bekommen. In den Bilanzen der Folgejahre wurden immer höhere Gewerbesteuerzahlungen an das Finanzamt ausgewiesen. Außerdem forderte das Finanzamt von mir und meinem Mann hohe Steuernachzahlungen. Die Einkommenssteuer, die wir an das Finanzamt zahlen mussten, war für uns dramatisch angestiegen. Bei genauerem Hinsehen stellte sich heraus, dass in unserem Steuerbescheid für mich Einkünfte aus Gewerbebetrieb ausgewiesen waren, die ich in dieser Höhe nie erhalten hatte. Ich musste also Gelder versteuern, die ich nie erhalten hatte. Der Unterschied zwischen dem von mir zu versteuernden Gewinn und den Gewinnausschüttungen, die ich tatsächlich aus der Offenen Handelsgesellschaft erhielt, wurde von Jahr zu Jahr größer und die von meinem Ehemann und mir zu entrichtenden Steuernachzahlungen immer höher. Mir war klar, dass ich mich hiergegen wehren musste, sonst würde ich nicht nur zu wenig Gewinn aus der Offenen Handelsgesellschaft bekommen, sondern mein Ehemann würde über unsere gemeinsame Veranlagung zur Einkommenssteuer von seinem hart verdienten Geld noch draufzahlen müssen.


Rechtsanwalt Holstein


Ich entschied ich mich einen Rechtsanwalt aufzusuchen, der zugleich Steuerberater und Wirtschaftsprüfer war. Ein solcher Fachmann würde die Steuerfragen, die mir wegen der hohen Steuernachzahlungen am dringendsten erschienen, schnell lösen können.


Meinen ersten Besprechungstermin mit Rechtsanwalt Holstein hatte ich im Juli 1985. Er war ein hochgewachsener älterer Herr, der durch sein ruhiges und sachliches Auftreten schnell mein Vertrauen gewann. In mehreren gemeinsamen Gesprächen mit mir und meinem Mann hatte er uns ausführlich die rechtliche Situation der beiden Gesellschaften und die Vielzahl von Rechten erläutert, die ich als vollhaftende Mitgesellschafterin der Offenen Handelsgesellschaft hatte.


In der Offenen Handelsgesellschaft war die Geschäftsführung und die Erstellung der Jahresabschlüsse die Angelegenheit aller Gesellschafter. Über die Gewinnverteilung mussten alle Gesellschafter beschließen. Und zwar mussten die Gesellschafter alle Beschlüsse einstimmig fassen. Aber in der Gesellschaft mit beschränkter Haftung war die Situation anders. Dort galt das Mehrheitsprinzip, so dass diese Gesellschaft von meiner Mutter und meiner Schwester durch deren Stimmenmehrheit dominiert wurde. Dieses wirkte sich aber auf die Verwaltung unseres Firmengrundstücks nicht aus. Denn unsere Gesellschaft mit beschränkter Haftung hatte keine erkennbare Funktion, da die eigentliche Grundstücksverwaltung bei der Offenen Handelsgesellschaft lag und dort auch alle Mieteinnahmen einkamen. Alle Gesellschafter mussten die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung der Offenen Handelsgesellschaft unterzeichnen. Guthaben auf den in den Bilanzen ausgewiesenen Kapitalkonten durften nicht zurückbehalten werden, sofern nicht alle Gesellschafter einverstanden waren. Außerdem war Rechtsanwalt Holstein der Ansicht, dass für die Offene Handelsgesellschaft überhaupt keine Gewerbesteuerpflicht bestehe, da die Gesellschaft unser Grundstück lediglich verwalteten würde, also kein Gewerbe sondern eine reine Vermögensverwaltung betrieb. Mindestens seit dem Jahre 1973 seien deshalb zu Unrecht Gewerbesteuerzahlungen in immenser Höhe an das Finanzamt geflossen.


Rechtsanwalt Holstein teilte dieses alles meiner Mutter und meiner Schwester mehrfach schriftlich mit. Aber meine Mutter und meine Schwester reagieren nur ausweichend. Rechtsanwalt Holstein versuchte ebenfalls vergeblich mit dem Steuerberater Claus, der für meine Mutter die Jahresabschlüsse der Offenen Handelsgesellschaft und der Gesellschaft mit beschränkter Haftung erstellte, und mit den Rechtsanwälten meiner Mutter und Schwester in Kontakt zu treten. Es änderte sich nichts. Ich wurde weiterhin von allen Angelegenheiten der Gesellschaft ausgeschlossen. Mitte Oktober 1985 teilte mir Rechtsanwalt Holstein in einem Schreiben mit, dass er sich mit dem Finanzamt in Verbindung gesetzt habe, um Akteneinsicht zu bekommen. So wollte er feststellen, ob und wann Gewerbesteuerbescheide ergangen waren und ob irgendwelche Rechtsmittel vom Steuerberater Claus gegen die Gewerbesteuerbescheide eingelegt worden seien. Er teilte mir mit, dass die Korrespondenz mit meiner Mutter erkennen lasse, dass die Chance für eine einvernehmliche Regelung gleich Null sei. Nach seiner Auffassung müsse jetzt der Rechtsweg beschritten werden. Er schlug vor, dass ich zunächst im Namen der Offenen Handelsgesellschaft eine Klage gegen den Steuerberater Claus auf Schadenersatz wegen zu Unrecht gezahlter Gewerbesteuer erheben sollte. Den Schaden, der der Offenen Handelsgesellschaft durch die zu Unrecht an das Finanzamt abgeführte Gewerbesteuer entstanden sei, schätzte er auf mindestens 50.000 DM. Einen entsprechenden Entwurf für eine Klageschrift bereitete er im November 1985 vor. Von einer solchen Klage gegen den Steuerberater versprach er sich auch, meiner Mutter und Schwester die Augen zu öffnen und diese zum Einlenken zu bewegen.




Das Jahr 1986 – Die Klage


»Von den Studierten behaupten die Rechtsgelehrten, allen anderen weit voraus zu sein, und niemand ist auf sich so eingebildet wie sie. In einem Atemzug drechseln sie wer weiß wie viel aus der Luft gegriffene Gesetze zusammen, und indem sie Auslegungen auf Auslegungen und Erläuterungen auf Erläuterungen häufen, erwecken sie den Eindruck, dass von allen Wissenschaften die ihrige die anstrengendste Tätigkeit erfordert!« Erasmus von Rotterdam (1469 - 1536), holländischer Theologe, Philologe und bedeutender Humanist, nannte sich Desiderius Erasmus, eigentlich Gerhard Gerhards.


Ein dreiviertel Jahr hatte Rechtsanwalt Holstein inzwischen versucht, die Angelegenheit mit meiner Mutter und Schwester einvernehmlich zu regeln. Eine Besserung war nicht in Sicht. Deshalb bat ich Rechtsanwalt Holstein Anfang März, dass er nun auch eine Klage gegen meine Mutter und Schwester bei Gericht einreichen sollte. Die Verzögerungstaktik meiner Mutter und meiner Schwester wollte ich nicht länger hinnehmen.


Mitte März kamen mein Mann und ich in die Kanzlei von Rechtsanwalt Holstein, um die Klageschrift gegen meine Mutter und meine Schwester zu besprechen. Er ließ uns diesmal länger als gewöhnlich warten, bis er uns endlich in sein Büro hineinbat.


Die Klage wird eingereicht


»Haben Sie sich das mit der Klage wirklich gut überlegt. Wenn man sich erst einmal vor Gericht gesehen hat, ist das Tischtuch in den meisten Fällen für immer zerschnitten. Schließlich geht es hier um ihre Mutter und Schwester.« Er sah mich kurz an und zurück auf die Akte. Ich war von der Frage überrascht. Denn er selbst hatte mehrfach darauf hingewiesen, dass er keine Chance für eine einvernehmliche Regelung mit meiner Mutter sehe.


»Herr Holstein, was soll ich denn sonst noch machen. Sie haben jetzt schon ein dreiviertel Jahr alles versucht. Die ändern sich doch nicht.«


Er beugte sich etwas vor, richtete seine Brille und wurde lauter.


»Gute Frau, was glauben Sie denn, welche Schwierigkeiten Ihnen bei Gericht gemacht werden können. Davon machen Sie sich jetzt noch gar keine Vorstellung.«


Ich unterbrach ihn ärgerlich.


»Das lässt sich doch nicht ändern, Sie haben mir doch im Oktober letzten Jahres selbst geschrieben, dass die Chance einer einvernehmlichen Regelung gleich Null ist. Die lassen mir doch keine andere Wahl.«


»Verlangen Sie doch einfach Geld. Nennen Sie eine Summe. Sagen Sie doch eine Zahl.«


»Das nutzt doch nichts. Die Gegenseite hat doch keinen Pfennig in der Tasche.« Ich wusste nicht worauf Rechtsanwalt Holstein hinaus wollte.


»Gut, dann werde ich einen Klageentwurf vorbereiten. Wir sollten zunächst erst einmal nur Ihre Mutter verklagen und Ihre Schwester im Windschatten lassen.«


»Nein, Herr Holstein«, schaltete sich mein Mann nun ein, »meine Schwägerin macht doch den Unfug meiner Schwiegermutter mit. Sie hätte sich doch längst davon distanzieren können. Das hat sie aber nicht.«


»Mein Mann hat Recht, Herr Holstein. Sie haben meiner Schwester doch in Ihrem letzten Brief noch einmal ausführlich die rechtliche Situation geschildert und trotzdem hat sich nichts geändert.«


»Gut, wenn Sie das so wollen«, lenkte Rechtsanwalt Holstein ein, »vielleicht ändern sich die beiden Damen tatsächlich erst unter dem Druck einer Klage. Ich werde Ihnen dann Ende des Monats meinen Klageentwurf per Post zuschicken und dann können wir gegebenenfalls noch einmal über die Sache reden. Aber bedenken Sie, bei Gericht und auf hoher See ist man in Gottes Hand.«


Es stimmte mich nachdenklich, dass Rechtsanwalt Holstein mit dieser Form der Gotteslästerung eine mögliche Willkür des Gerichtes beschönigen wollte. Aber ich ließ mich nicht beirren.


»Herr Holstein, ich nehme kein Geld. Ich will mein Recht«, betonte ich deshalb besonders eindringlich. »Die Klage ist der einzige Weg, der mir noch bleibt. Ich bin seit 1973 Mitgesellschafterin im Unternehmen und habe bis heute keinerlei Informationen und keinerlei Einblick.«


Ende März schickte mir Rechtsanwalt Holstein seinen Klageentwurf zu. Einleitend erläuterte er in seinem Entwurf, dass in der von mir, meiner Mutter, meiner Schwester und der Gesellschaft mit beschränkter Haftung betriebenen Offenen Handelsgesellschaft gemäß dem Gesellschaftsvertrag, den er als Beweis anführte, kein Gesellschafter von der Geschäftsführung ausgeschlossen war. Trotzdem führe sich meine Mutter mit Billigung meiner Schwester wie eine Alleininhaberin des Unternehmens auf. Er führte weiter aus, dass meine Mutter und meine Schwester mich bislang von allen Angelegenheiten der Gesellschaft ausgeschlossen hatten und dass alle Versuche, zu einer einvernehmlichen Regelung zu kommen, an ihnen gescheitert waren, so dass die Klage geboten sei.


Noch am selben Tage teilte ich Rechtsanwalt Holstein telefonisch mit, dass ich mit seinem Entwurf einverstanden war und dass er diesen bei Gericht einreichen könne. Er versicherte mir dieses umgehend zu tun.


Das Finanzamt mauert


Die Bemühungen von Rechtsanwalt Holstein, beim Finanzamt im Wege der Akteneinsicht Klarheit über die Gewerbesteuerzahlungen zu erhalten, stießen völlig unerwartet auf erhebliche Schwierigkeiten. Herr Holstein schrieb das Finanzamt mehrfach an und legte dar, dass ich als vollhaftende Gesellschafterin der Offenen Handelsgesellschaft das Recht zur Einsichtnahme hatte. Er übersandte den Handelsregisterauszug an das Finanzamt, aus dem hervorging, dass ich vollhaftende Gesellschafterin war und nicht von der Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft ausgeschlossen war. Mitte Juli übersandte er mir ein weiteres Schreiben, welches er an das Finanzamt gerichtet hatte, als Kopie. Mit Erstaunen las ich die deutliche Kritik, die er an dem Sachbearbeiter des Finanzamtes übte.


Ich bin betroffen über das Ausmaß der Schwierigkeiten, die Sie mir bei der Verfolgung der Rechte meiner Mandantin bereiten. Ihr Verhalten empfinde ich als ungewöhnlich und werde daher eine Kopie dieses Schreibens an den zuständigen Leiter des Finanzamtes senden. Ich würde es begrüßen, wenn sich weitere Schritte vermeiden ließen.


Es war für mich völlig unverständlich, warum mir der Sachbearbeiter des Finanzamtes derartige Schwierigkeiten bereitete. Es schien, als habe das Finanzamt etwas zu verbergen.


Ende Juli übersandte mir Herr Rechtsanwalt Holstein ein Schreiben des Finanzamtes, dessen Inhalt mehr als erstaunlich war. Aus diesem Schreiben ging hervor, dass die Gewerbesteuerbescheide für die Jahre 1974 bis einschließlich 1979 sämtlich erst im Jahre 1981 ergangen waren. Wie also konnte der Steuerberater Claus in den Jahresabschlüssen der Offenen Handelsgesellschaft für diese Jahre Gewerbesteuer ausweisen, obwohl die Bescheide erst Jahre später ergangen waren? Und warum waren in der Zeit von 1974 bis 1980 keine Gewerbesteuerbescheide erlassen worden? Ganz offensichtlich lag hier eine Manipulation vor. Anscheinend waren mir Gewerbesteuerzahlungen in den Jahresabschlüssen nur vorgegaukelt worden, um zu verschleiern, dass ich weniger Gewinn erhielt als mir zustand. Erst nachträglich hatte dann das Finanzamt im Jahre 1981 Gewerbesteuerbescheide erlassen.


»Herr Holstein, bitte, was hat das alles zu bedeuten«, bat ich ihn um eine Erklärung in unserer nächsten gemeinsamen Besprechung.


»Also gute Frau, so ganz klar sehe ich auch noch nicht, aber es sieht so aus, als wenn die ein Ding gedreht hätten«, äußerte er sich vage.


»Aber das hieße doch, dass das Finanzamt mitgemacht haben müsste. Hat Steuerberater Claus dem Finanzbeamten eine Flasche Sekt neben den Schreibtisch gestellt?«


»Dabei wird es wohl nicht geblieben sein«, meinte Rechtsanwalt Holstein in einem leicht verbitterten Tonfall.


Die erste mündliche Verhandlung


Im Klageverfahren gegen meine Mutter und meine Schwester fand Ende September die erste mündliche Verhandlung vor der Kammer für Handelssachen des Landgerichts statt. Das noch viele weitere Termine folgen sollte konnte ich damals nicht ahnen.  Meine Mutter und meine Schwester waren mit zwei Anwälten erschienen. Mich begleiteten Rechtsanwalt Holstein und mein Ehemann. Der Vorsitzende Richter der Kammer für Handelssachen, Dr. Rathing, war wohl um die Fünfzig. Er fragte die Anwesenden nach ihren Namen und sprach diese in sein Diktiergerät. Neben ihm saßen zwei ältere Herren, bei denen es sich um erfahrene Kaufleute handelte, wie mir Rechtsanwalt Holstein zuvor erläutert hatte. Diese sollten als Laienrichter den Vorsitzenden Richter durch ihre praktische Erfahrung unterstützen. Sie waren sogenannte Handelsrichter. Vor der Richterbank, hinter der der Vorsitzende mit den beiden Handelsrichtern saß, befanden sich zwei Tische. An dem einen Tisch saßen Rechtsanwalt Holstein und ich, an dem anderen meine Mutter und meine Schwester mit ihren Anwälten. Mein Ehemann saß hinter mir in den Zuschauerbänken.


Nun stand ich mit meiner Mutter und Schwester vor Gericht. Wenn das unser Vater wüsste. Wie Pech und Schwefel hatte er mit seinem Bruder und seinem Vater zusammengehalten, um das Unternehmen aufzubauen. Nichts hatte den Zusammenhalt dieser Männer erschüttern können. Aber diese beiden Frauen mussten in ihrer grenzenlosen Ich-Sucht alles zerstören.


»Sie müssen schon aufpassen. Sie wollen hier doch gewinnen«, schreckte mich der Vorsitzende Richter auf.


Er wandte sich an meine Mutter und Schwester: »Ihre Tochter und Schwester ist genau wie Sie eine vollhaftende Gesellschafterin und muss mitmachen können, wie alle anderen auch.«


Die beiden Handelsrichter nickten.


»Und was die Gewerbesteuer anlangt, bin ich der Ansicht, dass die Offene Handelsgesellschaft nicht gewerbesteuerpflichtig ist. Sie haben doch nur Vermietung und Verpachtung und kein Gewerbe. Also muss die Offene Handelsgesellschaft auch keine Gewerbesteuer zahlen. Ich frage aber auch noch mal meine Handelsrichter.« Der Vorsitzende Richter blickte fragend zu dem älteren Herrn zu seiner Linken.


»Keine Gewerbesteuer«, antwortete dieser kurz. Dr. Rathing wandte sich an den älteren Herren zu seiner Rechten.


»Die Offene Handelsgesellschaft war nie gewerbesteuerpflichtig«, ergänzte dieser.


»Gut, dann haben wir das auch schon mal geklärt.«


Der Vorsitzende Richter der Kammer für Handelssachen fuhr fort: »Unter so klugen Damen, wie Sie alle es sind, muss es doch möglich sein, zu einer vernünftigen Regelung zu kommen. Vielleicht ließe sich ja auch im direkten Kontakt der Rechtsanwälte eine einvernehmliche Lösung erzielen?«


»Herr Vorsitzender, ich habe mich jetzt über ein Jahr bemüht mit den beiden Damen ins Gespräch zu kommen«, Herr Holstein deutete zu meiner Mutter und Schwester und fuhr fort, »und ich habe noch in meinem Schreiben vom Juli an die Herren Kollegen von der Gegenseite unsere Vergleichsbereitschaft wiederholt. Aber ich bin gern bereit noch einen Versuch zu unternehmen.«


»Ja, das können wir machen«, bestätigte einer der Rechtsanwälte meiner Mutter und Schwester.


»Gut meine Herren, Sie melden sich dann wieder zur Akte und teilen mir mit, zu welchem Ergebnis Ihre Vergleichsbemühungen gekommen sind.«


Der Vorsitzende Richter diktierte ein paar Sätze. Die Verhandlung war geschlossen.


Meine Mutter und Schwester verließen mit ihren Anwälten schnell den Gerichtssaal. Mein Mann und ich folgten Herrn Rechtsanwalt Holstein aus dem Saal. Gemeinsam gingen wir den langen Flur entlang.


»So, gute Frau, ihre Rechte in der Gesellschaft stehen jetzt fest. Mit unserer Vergleichsbereitschaft zeigen wir dem Gericht noch einmal unseren guten Willen. Und Ihre Mutter und Schwester müssen sich nun bewegen. Da haben wir jetzt sehr gute Karten«, resümierte Rechtsanwalt Holstein.


»Herr Holstein, da bin ich aber erleichtert. Das hört sich ja richtig gut an. Ich hoffe, dass wir mit der Sache schnell zu Ende kommen. Meine Mutter und meine Schwester haben das nun schon lange genug hingezogen.«


Der Prozess geht weiter


Ein Schreiben des Finanzamtes ließ die Angelegenheit in einem ganz neuen Licht erscheinen. In diesem Schreiben teilte das Finanzamt mit, dass es die Gewerbesteuerzahlungen der Offenen Handelsgesellschaft seit dem Jahre 1981 auf das Konto der Gesellschaft mit beschränkter Haftung bei der Städtischen Sparkasse zurückerstattet hatte. Aus dem Akteninhalt sei nicht ersichtlich, warum das Konto der Gesellschaft mit beschränkter Haftung für die Steuererstattungen angegeben worden war.


Leider ließ sich diesem Schreiben des Finanzamtes nicht entnehmen, in welcher Höhe diese Zahlungen zurückerstattet worden waren. Es hatte aber den Anschein als sei ursprünglich keine Gewerbesteuer an das Finanzamt gezahlt worden, und als seien die Gewerbesteuerzahlungen, die die Offene Handelsgesellschaft ab dem Jahre 1981 geleistet hatte, vom Finanzamt auf das Bankkonto der Gesellschaft mit beschränkter Haftung zurückerstattet worden. Anscheinend hatten mir meine Mutter und Schwester mit Hilfe der vom Steuerberater Claus erstellten Bilanzen die Gewerbesteuerzahlungen der Offenen Handelsgesellschaft zunächst nur vorgegaukelt. Die erst viel später geleisteten Gewerbesteuerzahlungen hatten sie sich dann wenig später auf das Konto der Gesellschaft mit beschränkter Haftung erstatten lassen. Ich vermutete, dass sie das Finanzamt als Geldwaschanlage benutzt hatten, um Gelder an mir vorbeizuschleusen. Die Gewerbesteuerbescheide waren überwiegend bestandskräftig geworden und konnten nicht mehr angegriffen werden. Deshalb verlangte das Finanzamt, wohl um den Anschein der Rechtsmäßigkeit zu wahren, auch weiterhin Gewerbesteuerzahlungen. Das Finanzamt war aber inzwischen bereit Herrn Rechtsanwalt Holstein Akteneinsicht zu gewähren, wenn er eine von allen Gesellschaftern der Offenen Handelsgesellschaft unterschriebene Vollmacht vorlegen könne.


Anfang November bat Rechtsanwalt Holstein das Gericht im Prozess gegen meine Mutter und Schwester in einem Schriftsatz um Festsetzung eines neuen Termins zur mündlichen Verhandlung. Denn es war ihm nicht möglich gewesen mit den Anwälten der Gegenseite in Kontakt zu treten und Vergleichsgespräche zu führen. Die gegnerischen Anwälte hatten wie bisher nur auf Zeit gespielt.


Die Gegenseite hatte erstmals Anfang Dezember einen Schriftsatz bei Gericht eingereicht, nachdem das Gericht ihnen Anfang November eine letzte Frist zur Stellungnahme auf die Klageschrift von Rechtsanwalt Holstein gesetzt hatte. Es hatte mich schon sehr geärgert, dass Richter Dr. Rathing der Gegenseite überhaupt so viel Zeit gelassen hatte, auf die Klageschrift zu antworten. Aber was meine Mutter und Schwester in ihrer Klageerwiderung durch ihre Anwälte vortragen ließen, brachte mich aus der Fassung. Meine Entrüstung kannte keine Grenzen. Zwar räumten sie ein, dass Rechtsanwalt Holstein in seiner Klageschrift die Rechtsverhältnisse der Offenen Handelsgesellschaft sowie die Beteilungsverhältnisse richtig angegeben habe und dass ich als vollhaftende Gesellschafterin rechtlich nicht von der Geschäftsführung ausgeschlossen sei. Sie behaupteten aber, dass sie mich in tatsächlicher Hinsicht auch nie von den Angelegenheiten der Offenen Handelsgesellschaft ausgeschlossen hätten und dass ich an allen Gesellschafterbeschlüssen mitgewirkt hätte. Sie warfen mir vor, dass ich versuchen würde den Geschäftsanteil zu kapitalisieren.


»Herr Holstein, was heißt das überhaupt, den Geschäftsanteil zu kapitalisieren? Ich will doch nur meine Rechte haben.« Ich war aufgebracht und konnte soviel Unverfrorenheit im Schriftsatz der Gegenseite nicht verstehen. »Herr Holstein, das ist doch eine Unverschämtheit, wie können die einfach behaupten, dass sie mich nicht ausgeschlossen haben und dass ich alle Entscheidungen mitgetragen hätte. Das stimmt doch nicht.«


»Ach, gute Frau, die sind schief gewickelt«, erwiderte Rechtsanwalt Holstein. Ich musste über die flapsige Bemerkung lachen.


»Ja gute Frau, die streiten alles ab, aber die können nichts Substantielles vorbringen. Ich werde noch vor Weihnachten eine Erwiderung bei Gericht einbringen und dann werden die schon sehen, dass wir die besseren Argumente haben.«


Kurz vor Weihnachten reichte Rechtsanwalt Holstein seinen Schriftsatz bei Gericht ein, der alle von der Gegenseite aufgeworfenen Punkte entkräftete und die Verletzung meiner Gesellschafterrechte durch die Gegenseite ausführlichst darstellte. Ich konnte mir nicht vorstellen, dass jetzt noch irgendetwas schief gehen konnte.




Das Jahr 1987 – Eine Falle


»Einen bessern Rat weiß ich nicht zu geben als den: Man hüte sich, mit seinem Vermögen oder seiner Person in die Hände der Justiz zu fallen!«


Adolph Freiherr von Knigge (1752 - 1796), deutscher Jurist, Beamter und Satiriker, in: »Über den Umgang mit Menschen, 3. Teil, 6. Kapitel«.


Ende Januar erhielt ich eine Ladung des Landgerichts. Der Vorsitzende Richter der Kammer für Handelssachen, Dr. Rathing, hatte in dem Verfahren gegen meine Mutter und meine Schwester für Mitte März einen zweiten Termin zur mündlichen Verhandlung angesetzt.


Rechtsanwalt Holstein richtete Anfang März ein Schreiben an die Anwälte meiner Mutter und Schwester, um im Hinblick auf die anstehende mündliche Verhandlung die zahlreichen offenen Fragen zu klären. Er mahnte zum wiederholten Male an, dass ihm nun endlich eine Vollmacht zur Akteneinsicht beim Finanzamt erteilt werde. Weiter sollten ihm die Buchführungsbelege zur Überprüfung der Jahresabschlüsse herausgegeben werden. Mir mussten meine ausstehenden Gewinnanteile ausgezahlt werden. Meine Mutter hatte im Jahre 1980 meine Vollmacht für die Geschäftskonten der Gesellschaften bei der Städtischen Sparkasse grundlos löschen lassen. Deshalb sollten meine Mutter und meine Schwester diese Löschung bei der Sparkasse rückgängig machen. Im Grundbuch unseres Grundstücks waren immer noch meine Mutter als Vorerbin und mein Onkel als Eigentümer eingetragen, obwohl meine Schwester und ich bereits im Jahre 1973 unseren Onkel beerbt hatten. Somit musste das Grundbuch berichtigt werden. Obwohl meine Schwester das Original unseres gemeinschaftlichen Erbscheins im Besitz hatte, hatte sie es unterlassen mit diesem für eine Berichtigung des Grundbuchs zu sorgen. Schließlich schlug Rechtsanwalt Holstein in seinem Schreiben als Vergleichslösung vor, dass sich meine Mutter von der Geschäftsführung unserer Offenen Handelsgesellschaft zurückziehen sollte und dass die Geschäftsführung auf meine Schwester und mich zur gemeinsamen Ausübung übertragen wurde.


Wenige Tage vor der zweiten mündlichen Verhandlung im Verfahren gegen meine Mutter und meine Schwester erhielt Rechtsanwalt Holstein über deren Anwalt die Vollmacht zur Einsichtnahme in die Akten des Finanzamtes. Alle übrigen Fragen, die Rechtsanwalt Holstein aufgeworfen hatte, blieben aber offen.


Die zweite mündliche Verhandlung


Am Morgen des zweiten Verhandlungstermins im Verfahren gegen meine Mutter und meine Schwester suchten mein Ehemann und ich Rechtsanwalt Holstein in dessen Kanzlei auf. Wir hatten mit ihm verabredet, ihn vor der mündlichen Verhandlung in seinem Büro abzuholen. Herr Holstein war an diesem Morgen besonders freundlich und gut gelaunt. Ich hoffte, dass sich diese gute Laune auf den Prozess bezog. Herr Holstein bot meinem Mann und mir sogar eine Tasse Kaffee an, was mich sehr überraschte. Da bis zum Verhandlungsbeginn noch ausreichend Zeit war, nahmen wir das Angebot gern an. Die Sekretärin von Rechtsanwalt Holstein brachte auf einem großen Tablett eine Kanne mit frischem Kaffee und drei Tassen sowie Milch und Zucker. Langsam verteilte sie das Geschirr und sah mich, wie ich glaubte, einen Moment lang sehr durchdringend an. Als es Zeit war aufzubrechen und wir das Büro von Rechtsanwalt Holstein verließen, kam seine Sekretärin aus ihrem gegenüberliegenden Büro herausgeschossen, sah mich mit großen Augen an, hob mehrfach die Augenbrauen, wiegte mit dem Kopf hin und her und ging ganz langsam vor mir, meinem Mann und Rechtsanwalt Holstein den schmalen Flur entlang, ohne ein Wort zu sagen. Das Verhalten war für mich völlig unbegreiflich. Die Sekretärin blieb am Fenster neben der Tür stehen, während mein Mann mir die Tür öffnete und Rechtsanwalt Holstein mir nach draußen folgte. Als mein Mann die Tür hinter sich schloss, sah ich ihn fragend an. Er gab mir den fragenden Blick zurück. Also hatte auch er sich über das merkwürdige Verhalten der Sekretärin gewundert. Wir sagten aber nichts und gingen mit Rechtsanwalt Holstein, der sich nichts anmerken ließ und das Verhalten seiner Sekretärin möglicherweise gar nicht registriert hatte, zum Gericht.


Überraschender Weise waren die beiden Handelsrichter in dieser mündlichen Verhandlung nicht mehr dabei. Anwesend waren nur der Vorsitzende Richter Dr. Rathing und eine Urkundsbeamtin für die Aufnahme des Protokolls der mündlichen Verhandlung.


Dr. Rathing diktierte der Urkundsbeamtin die Anwesenheit der beteiligten Personen zu Protokoll, schaute in die Akte und wandte sich dann fast vorwurfsvoll an Rechtsanwalt Holstein.


»So, Sie haben also keinen Vergleich hingekriegt? Das kann doch nicht möglich sein. Die drei Damen sind doch eine Familie. Da muss doch ein Vergleich möglich sein«, ereiferte sich Dr. Rathing.


»Ja, Herr Vorsitzender«, antwortete Rechtsanwalt Holstein beinahe kleinlaut, »darum habe ich mir gedacht, dass eine vergleichsweise Regelung vielleicht derart geschlossen werden kann, dass für einen Zeitraum von drei Jahren ausschließlich die Gesellschaft mit beschränkter Haftung die Geschäftsführung für die Offene Handelsgesellschaft übernimmt und . .. .«


»Was haben Sie sich gedacht, Herr Holstein«, unterbrach ich ihn. Dieser Vergleichsvorschlag von Rechtsanwalt Holstein traf mich völlig unvorbereitet und war überhaupt nicht mit mir abgesprochen worden. In seinem Büro wäre ausreichend Zeit gewesen, um den Vorschlag mit mir abzustimmen. Ich war entsetzt. Denn in der Gesellschaft mit beschränkter Haftung hatten meine Mutter und meine Schwester die Stimmenmehrheit. Wenn also die Gesellschaft mit beschränkter Haftung allein die Geschäftsführung für die Offene Handelsgesellschaft bekäme, würden meine Mutter und meine Schwester über ihre Stimmenmehrheit in der Gesellschaft mit beschränkter Haftung indirekt auch die Offene Handelsgesellschaft dominieren können. Und meine Mutter würde als Geschäftsführerin der Gesellschaft mit beschränkter Haftung die Geschäfte der Offenen Handelsgesellschaft führen.


»Das kommt überhaupt nicht in Frage. Ich bin damit nicht einverstanden«, fuhr ich Rechtsanwalt Holstein an.


»Also, nun beruhigen Sie sich doch erst einmal«, richtete Dr. Rathing in einem herablassenden Tonfall das Wort an mich, der meinen Ärger noch vergrößerte. Der Richter fuhr fort: »Wir müssen doch im Interesse der Gesellschaft eine Regelung finden, die praktikabel ist und die sicherstellt, dass der Entscheidungsprozess innerhalb der Gesellschaft nicht blockiert ist.«


Der Tonfall des Vorsitzenden Richters wurde mir gegenüber noch herablassender: »Nun, was ist denn überhaupt eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung?«


Er verschränkte die Arme auf seinem Richterpult und lehnte sich zu mir nach vorne und sah mich herausfordernd an.


»Herr Holstein, erklären Sie ihm das einmal«, entgegnete ich kurz und deutete mit der Hand auffordernd in Richtung des Vorsitzenden Richters. Erschrocken über meine Reaktion richtete sich Dr. Rathing kerzengerade in seinem Stuhl auf und suchte nach Worten, als Rechtsanwalt Holstein auch schon vorzutragen begann. Er wies darauf hin, dass eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung nur beschränkt auf ihr Stammkapital haftete und welche Vorteile dieses für die Gesellschafter hatte. Seine Erläuterungen wurden immer detailreicher und ausufernder. Als Herr Rechtsanwalt Holstein mit seinen Ausführungen nicht enden wollte, unterbrach ihn Dr. Rathing.


»Ist ja gut, Herr Holstein«, winkte er ärgerlich ab, »ich halte es für sinnvoll aus Gründen der Praktikabilität in Abkehr von der gesetzlichen Regelung der Einstimmigkeit in Zukunft in der Offenen Handelsgesellschaft nach dem Mehrheitsprinzip abzustimmen und hier an Ort und Stelle eine Gesellschafterversammlung durchzuführen um den Gesellschaftsvertrag der Offenen Handelsgesellschaft entsprechend zu ändern.«


»Nein, das kommt überhaupt nicht in Frage, der Gesellschaftsvertrag bleibt so wie er ist«, entgegnete ich mit kaum unterdrücktem Zorn. Hier ging es nicht mehr darum, die Rechtsverletzungen der Gegenseite festzustellen, und meine Rechte durchzusetzen. Offensichtlich sollte hier gegen meine Interessen ein Vergleich gezimmert werden.


Der Vorsitzende Richter war auf meine Standfestigkeit wütend und fragte kurz abgebunden:


»Wollen Sie Geld?«


»Nein!«


»Wollen Sie verkaufen?«


»Nein!«


»Wollen Sie alles allein machen?«


»Nein!«


»Was will die denn«, höhnte der gegnerische Anwalt.


»Also, Sie können die Gesellschaft nicht blockieren und nicht immer nur Nein sagen. So geht das nicht«, giftete der Vorsitzende Richter mich an.


»Ich darf noch nicht einmal Ja sagen. Haben Sie etwa anhand der Akte festgestellt, dass ich schuld bin?« Ich blieb sachlich und ruhig. »Ich will mich schon einigen. Aber die Gegenseite bewegt sich nicht. Schließlich hatte mein Anwalt vorgeschlagen, dass meine Schwester und ich die Geschäftsführung gemeinsamen ausüben«, führte ich weiter aus.


»Wie soll das funktionieren? Wie stellen Sie sich das vor?«


»Na ja, wenn man unterschiedlicher Ansicht ist, beispielsweise über die Höhe von Gewinnausschüttungen oder den Umfang von Reparaturen, dann muss man sich eben in der Mitte treffen.«


Dr. Rathing wandte sich jetzt meiner Schwester zu: »Wollen Sie die Geschäftsführung gemeinsam mit Ihrer Schwester machen?«


»Soweit kommt das noch. Doch nicht mit dem dummen Stück«, empörte sich meine Schwester. Ihren Hass konnte Sie dabei kaum unterdrücken.


Der Richter schritt gegen diese Pöbelei nicht ein, sondern sah mich provokativ an. Ich war schockiert, dass der Richter und auch die Anwälte das Verhalten meiner Schwester kommentarlos hinnahmen. Ich nahm mich zusammen, um nicht die Beherrschung zu verlieren.


»Nur weil sich die Gegenseite seit Jahren stur stellt, kann es ja wohl nicht sein, dass ich als vollhaftende Gesellschafterin in der Gesellschaft keine Rechte habe«, entgegnete ich.


»Das müssen wir hier erst einmal feststellen«, antwortete der Vorsitzende Richter barsch. Diese Äußerung war für mich völlig unbegreiflich. Denn in der ersten mündlichen Verhandlung mit den Handelsrichtern hatte er ja bereits meine Rechte festgestellt und dennoch hielten sich meine Mutter und meine Schwester immer noch nicht daran.


Ich wollte gerade auf diese Äußerung entgegnen, als sich Rechtsanwalt Holstein zu Wort meldete: »Dann schlage ich vor, dass ich gemäß Ziffer 1) und 5) der Klageschrift die Buchführungsunterlagen einsehe, um dann zu sehen wie der Prozess und die Gesellschaft fortgesetzt werden sollen.«


»Ja gut, dann machen wir das eben so«, stimmte Dr. Rathing ärgerlich zu. Auf Druck des Vorsitzenden Richters erklärte sich meine Mutter nun bereit, Herrn Rechtsanwalt Holstein die Unterlagen für die Jahresabschlüsse seit 1973 zur Einsichtnahme zur Verfügung zu stellen. Dr. Rathing diktierte der Urkundsbeamtin in knappen Sätzen das Sitzungsprotokoll und schloss die Sitzung. Ich verabschiedete mich äußerst reserviert von Rechtsanwalt Holstein. Denn ich war maßlos enttäuscht von ihm.


Die mündliche Verhandlung hatte mich innerlich sehr aufgewühlt. Der skandalöse Vergleichsvorschlag von Rechtsanwalt Holstein, der eindeutig zu meinem Nachteil war, erklärte das äußerst merkwürdige Verhalten seiner Sekretärin in seinem Büro. Sie wollte mich wohl warnen. Wie sollte ich auf das Verhalten von Rechtsanwalt Holstein reagieren? Sollte ich ihn zur Rede stellen? Würde er mir dann die Niederlegung des Mandats androhen? Sollte ich von mir aus den Anwalt wechseln? Was würde mich ein Anwaltswechsel kosten? Wie schnell würde sich ein neuer Anwalt in die umfangreiche Materie einarbeiten können? Ich wusste es nicht. Ich sagte mir, dass ein Anwaltswechsel jetzt zu viel Unruhe in das Verfahren bringen würde. Also überging ich das skandalöse Verhalten meines Anwaltes. Mein Vertrauen zu Rechtsanwalt Holstein war jedoch drastisch gesunken.


Die Pöbelei meiner Schwester in der mündlichen Verhandlung schien mir eine gezielte Provokation zu sein, die anscheinend auch die bewusste Duldung der anwesenden Juristen gefunden hatte. Denn diese waren nicht gegen die beleidigende Äußerung meiner Schwester eingeschritten, obwohl die Entgleisung meiner Schwester laut genug war. Ich fragte mich wie so oft, warum es meine Mutter und meine Schwester so weit hatten kommen lassen, dass ich gegen sie klagen musste. War es Neid oder gar Hass auf mich? War es Geldgier? Diese Fragen, auf die ich keine Antwort fand, verfolgten mich oft bis spät in die Nacht.


Rechtsanwalt Holstein suchte meine Mutter auf, um bei ihr die Unterlagen der Jahresabschlüsse einzusehen. Er teilte mir später mit, dass er sich dort ungefähr zweieinhalb Stunden aufgehalten und sich einen ersten Überblick über die Buchhaltungsunterlagen verschafft habe. Er hatte festgestellt, dass monatlich ungefähr fünfzehn Buchungen im Journal vorgenommen wurden und dass sich viele der Buchungen aufgrund des einfachen Geschäftsablaufs im Rahmen der Vermietung und Verpachtung monatlich wiederholten. Er beabsichtigte eine genaue Prüfung nach seinem Urlaub vorzunehmen.


Der Prozess gegen den Steuerberater


Das Landgericht hatte für Anfang April einen Termin zur mündlichen Verhandlung in dem Verfahren gegen den Steuerberater Claus angesetzt. Mein Mann und ich hatten Rechtsanwalt Holstein wieder in dessen Kanzlei abgeholt, um gemeinsam zum Gericht zu gehen.


Steuerberater Claus sowie meine Mutter und meine Schwester, die zu meinem Erstaunen auch zu diesem Prozesstermin erschienen waren, warteten bereits auf dem Flur vor dem Gerichtssaal. Steuerberater Claus tuschelte heftigst mit meiner Mutter und Schwester. Er wirkte äußerst nervös. Immer wieder sah er verstohlen zu mir herüber. Reflexartig öffnete er den Verschluss seiner Aktentasche, schloss diesen, öffnete und schloss ihn wieder. So ging das mehrfach hin und her, bis wir zur Verhandlung aufgerufen wurden.


Der Vorsitzende Richter erläuterte zu Beginn der mündlichen Verhandlung, dass dieser Fall gesellschaftsrechtliche und steuerrechtliche Fragen aufwerfe, die die Kammer jetzt noch nicht abschließend beurteilen könne. Die Parteien sollten darüber nachdenken, ob es vielleicht sinnvoller sei, einem möglicherweise langwierigen und kostspieligen Rechtsstreit durch einen Vergleich aus dem Wege zu gehen. Als nun Rechtsanwalt Holstein gegenüber dem Vorsitzenden Richter im Detail erläuterte, dass Herr Claus zu Unrecht Gewerbesteuer an das Finanzamt abgeführt hätte und ich Schaden von der Gesellschaft abwenden wolle, der durch dessen fehlerhafte Beratung entstanden sei, wirkte Steuerberater Claus noch verunsicherter. Sein Anwalt schaltete sich ein und unterbrach Herrn Rechtsanwalt Holstein.


»Ihre Mandantin handelt doch offensichtlich gegen die Interessen der Gesellschaft. Denn es kann doch nicht im Interesse der Gesellschaft sein, wenn sie gegen den erklärten Willen ihrer Mitgesellschafterinnen gegen den langjährigen Steuerberater vorgeht.«


»Meiner Mandantin geht es nur darum, den von Herrn Steuerberater Claus verursachten Schaden von der Gesellschaft abzuwenden und ersetzt zu bekommen, um der Gesellschaft auf diese Weise das Vermögen zu erhalten.«


»Die will doch nur Geld«, schrie meine Mutter mit einem Mal, die zusammen mit meiner Schwester auf den Zuschauerplätzen direkt hinter Herrn Claus Platz genommen hatte.


»Ruhe dahinten«, fauchte der Vorsitzende Richter zornig in die Richtung meiner Mutter.


»Die will doch aber nur Geld«, schrie jetzt auch meine Schwester das Wort Geld in einer Weise kreischend, dass man an ihrem Verstand zweifeln konnte.


»Genau so ist es«, meldete sich nun wieder meine Mutter lautstark zu Wort.


»Sie beide kommen jetzt sofort hier vorne her«, brüllte der Vorsitzende Richter. »Sie setzen sich jetzt hier vorne hin, damit endlich Ruhe ist«, brüllte er weiter. Der Vorsitzenden Richter wies auf eine Seitenbank, die direkt an das Richterpult angrenzte. Gesenkten Hauptes schlichen meine Mutter und meine Schwester nach vorne und nahmen in der Seitenbank Platz. Das Verhalten meiner Mutter und meiner Schwester war mir nicht nur peinlich. Mir war auch völlig unerklärlich wie meine Mutter und meine Schwester derart plötzlich die Fassung verlieren konnten. Schließlich richtete sich dieses Verfahren gegen den Steuerberater und nicht gegen sie selbst.


»Wir halten folgenden Vergleich für sinnvoll«, ergriff der Vorsitzende Richter wieder das Wort. Wenn man den möglichen Schaden, den Herr Steuerberater Claus verursacht hat, mit ungefähr 20.000 DM beziffert, so wäre vergleichsweise ein Betrag von 10.000 DM anzusetzen, wovon 2.500 DM entsprechend ihrer Beteiligung an der Gesellschaft auf die Klägerin entfallen würde.«


»Ja, ich bin zu einem Vergleich bereit«, meldete sich der Steuerberater Claus kleinlaut zu Wort.


»Herr Vorsitzender, wie ich in meinen Schriftsätzen erläutert habe, beträgt der Schaden, den der Beklagte der Gesellschaft verursacht hat, mindestens 60.000 DM«, gab Herr Rechtsanwalt Holstein zu bedenken.


»Den Betrag können Sie vergessen, das meiste ist verjährt«, gab der Vorsitzende Richter barsch zurück.


»Ich will keinen Vergleich«, wandte ich mich an Rechtsanwalt Holstein. Ich wollte geklärt haben, ob der Steuerberater Claus die Gesellschaft geschädigt hatte und wieso meine Mutter und meine Schwester den Steuerberater derart schützten.


»Ich kann Ihnen nur eindringlich empfehlen den Vergleich anzunehmen, Herr Holstein«, gab der Vorsitzende Richter in beinahe drohendem Tonfall von sich. »Sollen wir die Verhandlung kurz unterbrechen, damit Sie sich mit Ihrer Mandantin draußen beraten können?«


Rechtsanwalt Holstein nickte und verließ mit mir den Gerichtssaal.


»Herr Holstein, ich will keinen Vergleich. Ich will wissen, was hier los ist und warum meine Mutter und meine Schwester Herrn Claus schützen«, erläuterte ich Herrn Holstein auf dem Flur meine Position.


»Gute Frau, sie merken doch selbst, dass sich die Richter mit der komplizierten steuerrechtlichen Materie nicht befassen wollen. Da ist es das Beste, wenn wir den Vergleichsvorschlag des Gerichts annehmen.«


»Aber so geht es nicht, Herr Holstein, dass wir hier einen Vergleich abschließen müssen, nur weil die Richter keine Lust haben sich mit der Materie zu befassen.«


»Gute Frau, bitte, es ist so wie ich es sage, wir können das hier jetzt nicht länger diskutieren, wir müssen wieder hineingehen, die Verhandlung muss ja weiter gehen.« Herr Holstein wandte sich ab und ging wieder in den Gerichtssaal.


»Ja, wir nehmen den Vergleich an«, teilte Rechtsanwalt Holstein dem Gericht mit und setzte sich auf seinen Platz.


Ich folgte ihm wie betäubt, und war völlig ratlos. Sollte ich dem widersprechen? War ein Vergleich tatsächlich das Beste? Der Richter diktierte den Vergleich ins Protokoll. Ich hörte nicht mehr zu. Ich war immer noch wie betäubt.


Als ich den Gerichtsaal verließ, war ich restlos niedergeschlagen. Direkt hinter mir hörte ich meine Mutter zu Steuerberater Claus sagen:


»Na, das ist ja noch mal gut gegangen.«


Nach dieser mündlichen Verhandlung war ich enttäuscht und wütend. Ich ärgerte mich, dass ich mich diesem bitteren Vergleich nicht widersetzt hatte. Ich persönlich wollte kein Geld von Steuerberater Claus. Ich wollte, dass der Steuerberater die Schäden beglich, die er der Gesellschaft zugefügt hatte, und ich wollte wissen, was für krumme Dinge da gelaufen waren, die meine Mutter und meine Schwester derart die Kontrolle verlieren ließen. Mein Ärger war so groß, dass ich meine Mutter noch am Nachmittag telefonisch zur Rede stellte. Das kurze Gespräch endete mit den Worten meiner Mutter, dass sie jetzt doch Steuerberater Claus nicht einfach die Schuld geben könnten. Mir war klar, dass ich es hier mit einem Komplott zu tun hatte. Denn Richter Dr. Rathing hatte in der ersten mündlichen Verhandlung zusammen mit den Handelsrichtern festgestellt, dass die Offene Handelsgesellschaft nie gewerbesteuerpflichtig war, und das Finanzamt hatte bestätigt, dass Gewerbesteuerbescheide erst ab dem Jahre 1981 ergangen waren und dass Gewerbesteuerzahlungen auf das Konto der Gesellschaft mit beschränkter Haftung zurück erstattet worden waren, für das mir meine Mutter im Jahre 1980 bei der Sparkasse die Vollmacht hatte löschen lassen. Das war ein Komplott.


Umso erfreuter war ich, als mir Rechtsanwalt Holstein Ende Mai in einem Schreiben mitteilte, dass Steuerberater Claus den Vergleich widerrufen hatte. Mir war zwar in der mündlichen Verhandlung völlig entgangen, ob dem Steuerberater überhaupt die Möglichkeit eingeräumt worden war, den Vergleich zu widerrufen. Doch das war mir jetzt egal, ich war heilfroh, dass dieser bittere Vergleich aus der Welt war.


Bei meiner Mutter zu Besuch


Nachdem ich Ende Mai immer noch nichts von Rechtsanwalt Holstein über den weiteren Verlauf der Buchprüfung erfahren hatte, rief ich mehrfach vergeblich in seiner Kanzlei an. Entweder war er bei Gericht, in einer Besprechung oder zu Tisch. Dann war er erneut im Urlaub. Schließlich ließ er mir durch seine Sekretärin ausrichten, dass er für Mitte Juli bei meiner Mutter einen Termin zur Fortsetzung der Buchprüfung vereinbart hatte. Wenige Tage vor diesem Termin konnte ich ihn selbst endlich telefonisch erreichen. Er schlug vor, dass ich etwas später zu diesem Termin hinzukommen sollte, vielleicht ergebe sich so die Möglichkeit in einem gemeinsamen Gespräch die Voraussetzungen für einen Vergleich zu schaffen. Ich war damit einverstanden.


Meine Mutter wurde leichenblass als sie die Tür öffnete und mich sah. »Hallo Mutter, darf ich hereinkommen?«


Sie nickte nur mit dem Kopf. Ich betrat das Wohnzimmer und war überrascht außer Rechtsanwalt Holstein auch meine Schwester zu sehen.


»Was willst Du denn noch hier«, fauchte mich meine Schwester an, ehe ich die Anwesenden überhaupt begrüßen konnte.


»Ich will zum Beispiel wissen, warum Mutter das Stammkapital der Gesellschaft mit beschränkter Haftung an die Gesellschafter ausgezahlt hat.«


»Wieso, das wird doch gar nicht gebraucht«, schaltete sich meine Mutter in das Gespräch ein.


»Doch! Denn erstens ist eine Auszahlung des Stammkapitals unzulässig und zweitens wird das Stammkapital zum Beispiel als Rücklage für Reparaturen oder Investitionen gebraucht. Sonst müssten wir dafür einen Kredit aufnehmen.«


»Du bist doch nur zu dumm einen Kredit aufzunehmen«, keifte meine Mutter und war kurz davor die Fassung zu verlieren.


»Dumm bist Du. Sonst wüsstest Du, dass man das Stammkapital nicht auszahlen darf«, entgegnete ich ruhig.


Meine Mutter wurde wieder leichenweiß im Gesicht. Sie sah mich nach Worten ringend völlig entgeistert an. Sie wandte sich ab und verschwand durch die Verbindungstür im benachbarten Esszimmer. Dass ich ihr vorwarf, dass sie dumm sei, hatte sie offensichtlich ins Mark getroffen.


Völlig verstört sah meine Schwester meiner Mutter hinterher und wandte sich abrupt zu Herrn Holstein, der immer noch schweigend im Sessel saß und sich nervös die Hände rieb.


»Herr Holstein, Sie verlassen sofort das Haus«, schrie meine Schwester ihn an und schlug dabei mit der flachen Hand auf den Wohnzimmertisch. Innerhalb von Sekunden hatte sie sich in eine Furie verwandelt. »Raus, Sie verlassen sofort das Haus.« Sie sprang auf, eilte zum Flur, öffnete die Haustür, kam zurück und stellte sich in die Wohnzimmertür.


»Sie verlassen auf der Stelle das Haus, oder ich rufe die Polizei«, schrie sie erneut. Wortlos erhob sich Rechtsanwalt Holstein und verließ das Wohnzimmer. Ich folgte ihm. »Du betrittst mein Haus nicht wieder«, schrie mir nun meine Mutter hinterher, die aus dem Esszimmer zurückkehrte.


»Raus, aber sofort«, meine Schwester konnte sich immer noch nicht beherrschen. Herr Holstein hatte bereits das Haus verlassen. In der Haustür drehte ich mich noch einmal um und wandte mich an meine Schwester.


»Dann werde ich jetzt die Vorgänge mit der Stammkapitalauszahlung an die Staatsanwaltschaft übergeben.«


Meine Schwester schlug hinter mir die Tür zu.


»Was ist da bloß los«, fragte Rechtsanwalt Holstein mehr sich selbst als mich.


Strafanzeige


Das Verhalten meiner Mutter und meiner Schwester war für mich unerklärlich. Ich hatte die Stammkapitalerhöhung zur Sprache gebracht, weil meine Mutter kurze Zeit, nachdem wir wegen einer Gesetzesänderung eine notwendige Erhöhung des Stammkapitals der Gesellschaft mit beschränkter Haftung hatten durchführen müssen, versucht hatte das Stammkapital an die Gesellschafter auszuschütten. Dieses war unzulässig. Das Stammkapital der Gesellschaft mit beschränkter Haftung musste als Haftungsmasse erhalten bleiben. Ich hatte gegen die Ausschüttung energisch protestiert. Meine Mutter hatte zwar in der Folgezeit beteuert, das Stammkapital der Gesellschaft mit beschränkter Haftung nun unangetastet zu lassen. Aber ihre Äußerungen waren widersprüchlich und undurchsichtig geblieben. Da die Undurchsichtigkeiten um die Stammkapitalerhöhung ein erhebliches Haftungsrisiko für mich darstellte, wollte ich diese Vorgänge nun durch die Staatsanwaltschaft klären lassen.


Ende Juli schickte ich eine Strafanzeige mit Strafantrag gegen meine Mutter, meine Schwester und den Steuerberater Claus an die zuständige Staatsanwaltschaft. Ich stellte eine Strafanzeige wegen Betruges, Untreue und Erstellung falscher Handelsbilanzen. Ich wies darauf hin, dass mir die Ausschüttung meiner Gewinnrückstände verweigert wurde, dass Zahlungen für die Offene Handelsgesellschaft über ein Konto der Gesellschaft mit beschränkter Haftung geflossen waren, dass das Stammkapital der Gesellschaft mit beschränkter Haftung nicht vollständig vorhanden war und dass meine Mutter und Schwester anscheinend einen persönlichen Nutzen aus den Gewerbesteuerzahlungen ziehen würden, weil sie sich weigerten gegen den Steuerberater wegen der zu Unrecht gezahlten Gewerbesteuer vorzugehen.


Rechtsanwalt Holstein informierte im Verfahren gegen meine Mutter und meine Schwester das Gericht über die Ereignisse im Hause meiner Mutter und betonte, dass meine Mutter nicht bereit war die Unterlagen zur Prüfung herauszugeben und dass meine Schwester ihn mit Billigung meiner Mutter des Hauses verwiesen hatte. Schließlich beantragte er die kurzfristige Festsetzung eines Termins zur Fortsetzung der mündlichen Verhandlung.


Angesichts der Vorkommnisse im Haus meiner Mutter, welches sie mir zu betreten verboten hatte, und angesichts der Tatsache, dass sie für mich telefonisch nicht mehr zu sprechen war und sie die Annahme meines letzten Einschreibens an sie verweigert hatte, bat ich Rechtsanwalt Holstein zum wiederholten Male bei Gericht den Ausschluss meiner Mutter von der Geschäftsführung und der Vertretung der Offenen Handelsgesellschaft zu beantragen. Während er bisher hierzu nicht bereit gewesen war, da nach seiner Ansicht nicht genügend gegen meine Mutter vorgelegen hätte, war er jetzt dazu bereit.


Die Staatsanwaltschaft bestätigte mir Anfang August, dass meine Strafanzeige dort eingegangen war. Gleichzeitig teilte sie mir mit, unter welcher Geschäftsnummer meine Strafanzeige bearbeitet wurde. Ich hatte die Hoffnung, dass nun mehr Licht in das Dunkel um die undurchsichtige Stammkapitalerhöhung und um die zu Unrecht gezahlte Gewerbesteuer kommen würde.


Rechtsanwalt Holstein reichte Mitte August im Verfahren gegen meine Mutter und meine Schwester einen Schriftsatz bei Gericht ein, in dem er beantragte und ausführlich begründete, dass meine Mutter ergänzend zu seinen bisher eingereichten Anträgen von der Geschäftsführung der Offenen Handelsgesellschaft auszuschließen sei.


Die dritte mündliche Verhandlung


Ende August legte das Gericht im Verfahren gegen meine Mutter und Schwester einen Termin zur mündlichen Verhandlung für Anfang November fest. Zur Vorbereitung auf diese Verhandlung reichte Rechtsanwalt Holstein Ende September einen weiteren Schriftsatz bei Gericht ein, in dem er dem Gericht erläuterte, dass eine Beschlussfassung in der Gesellschaft nach dem Mehrheitsprinzip, wie das Gericht in der letzten mündlichen Verhandlung vorgeschlagen hatte, nicht gangbar sei, da die Gegenseite eine solche Quotenregelung nur dazu missbrauchen würde, um mich wie schon in der Vergangenheit rechtlos zu stellen. Er wies nochmals darauf hin, dass mich die Gegenseite in der Vergangenheit von Beschlüssen über die Feststellung der Jahresabschlüsse und die Gewinnverteilung ausgeschlossen hatte.


Im nächsten Termin zur mündlichen Verhandlung Anfang November drängte mich Dr. Rathing in geradezu unerträglicher Weise, dass ich im Vergleichswege aus der Gesellschaft ausscheiden sollte. Denn das wäre das einfachste. Ich hielt dem Druck des Richters stand und lehnte dieses entschieden ab. Schließlich wurde in dieser mündlichen Verhandlung zumindest vereinbart, dass meine Mutter nun endlich Herrn Rechtsanwalt Holstein für den Zeitraum von 1975 bis 1985 die Buchführungs- und Bilanzunterlagen zur Einsichtnahme in seine Kanzlei übersenden würde.


Wenige Tage nach diesem Termin zur mündlichen Verhandlung forderte Rechtsanwalt Holstein per Einschreiben von meiner Mutter die Übersendung von Journalen, Belegen, Bankauszügen, Kassenbüchern, Steuerbescheiden und diverse andere Unterlagen für diesen Zeitraum an. Anfang Dezember teilte mir Rechtsanwalt Holstein schließlich als erstes Zwischenergebnis seiner Überprüfung mit, dass Geschäftsvorfälle, welche die Gesellschaft mit beschränkter Haftung betrafen, zu Unrecht bei der Offenen Handelsgesellschaft verbucht worden seien. Er wisse aber noch nicht, ob diese Fehlbuchungen im Rahmen der Abschlussprüfung durch den Steuerberater korrigiert worden seien. Hierzu müsse er noch die Umbuchungen durch den Steuerberater überprüfen. Mitte Dezember wandte sich Herr Rechtsanwalt Holstein erneut schriftlich an meine Mutter und bat noch um die Übersendung zweier Rechnungen und Unterlagen über das Sparkonto sowie das Darlehenskonto bei der Sparkasse.


In dem Verfahren gegen den Steuerberater Claus hatten beide Rechtsanwälte, nachdem der Steuerberater den Vergleich vom Mai widerrufen hatte, zahlreiche Schriftsätze bei Gericht eingereicht, in denen sie darüber stritten, ob ich überhaupt befugt sei das Verfahren gegen den Steuerberater für die Offene Handelsgesellschaft zu führen, und ob die steuerliche Behandlung der Offenen Handelsgesellschaft durch den Steuerberater Claus richtig oder falsch war. Schließlich hatte das Landgericht einen Termin zur mündlichen Verhandlung für Mitte Januar 1988 festgelegt.


Das Landgericht erließ Ende Dezember im Verfahren gegen meine Mutter und meine Schwester einen Beschluss. Dr. Rathing gab meiner Mutter und meiner Schwester auf, die Gesellschaftsverträge der Offenen Handelsgesellschaft und Gesellschaft mit beschränkter Haftung sowie deren Jahresabschlüsse vorzulegen. Gleichzeitig gab das Gericht ihnen auf, dass sie darzulegen hatten, wie die Gewinne verwendet worden seien, die in den Jahresabschlüssen der Offenen Handelsgesellschaft ausgewiesen worden waren. Mir und Rechtsanwalt Holstein gab der Vorsitzende Richter auf, meine ausstehenden Gewinne zu beziffern.


Alles dieses gab mir die Hoffnung, dass der Prozess im Jahre 1988 zu Ende gehen würde, und erweckte bei mir den Eindruck, dass in dieser Sache keine großen Anstrengungen mehr vor mir liegen würden.




Das Jahr 1988 – Im Kreis gedreht


»Man bediene sich keines Juristen für Dinge, die schleunigst und einfach behandelt werden sollen. Juristen kleben am Buchstaben. Juristischer Wille ist oft das Gegenteil von dem, was man im gemeinen Leben Willen nennt.«


Adolph Freiherr von Knigge (1752 - 1796), deutscher Jurist, Beamter und Satiriker, in: »Über den Umgang mit Menschen, 3. Teil, 6. Kapitel«.


Meine Hoffnung, dass die juristische Klärung der offenen Fragen dieses Jahr abgeschlossen werden könnte, erwies sich als trügerisch. In der mündlichen Verhandlung in dem Verfahren gegen den Steuerberater Claus, die Mitte Januar stattfand, teilte das Landgericht uns völlig überraschend mit, dass die Offene Handelsgesellschaft nicht prozessführungsbefugt wäre, weil ich nicht befugt wäre die Ansprüche der Offenen Handelsgesellschaft vor Gericht geltend zu machen. Denn mir würde die Befugnis zur Geschäftsführung für die Offene Handelsgesellschaft fehlen. Ausschließlich die Gesellschaft mit beschränkter Haftung besäße die Befugnis zur Geschäftsführung für die Offene Handelsgesellschaft. Dieses ergäbe sich aus dem Gesellschaftsvertrag der Offenen Handelsgesellschaft. In der Gesellschaft mit beschränkter Haftung wiederum hätte ich allenfalls gemeinsam mit meiner Schwester die Geschäftsführungsbefugnis aber nicht allein. Meine Schwester habe aber dem Gerichtsverfahren widersprochen. Herr Rechtsanwalt Holstein widersprach dem Gericht und machte längere rechtliche Ausführungen. Ich konnte der mündlichen Verhandlung nicht mehr folgen. Ich verstand die Welt nicht mehr. In der ersten mündlichen Verhandlung im Verfahren gegen meine Mutter und meine Schwester hatte der Richter Dr. Rathing zusammen mit den Handelsrichtern festgestellt, dass ich vollhaftende Gesellschafterin der Offenen Handelsgesellschaft bin und von den Angelegenheiten der Offenen Handelsgesellschaft nicht ausgeschlossen werden dürfe. Und nun aber sagten diese Richter, dass ich von der Geschäftsführung der Offene Handelsgesellschaft ausgeschlossen wäre, weil angeblich die Befugnis zur Geschäftsführung für die Offene Handelsgesellschaft allein bei der Gesellschaft mit beschränkter Haftung läge.


Die Anwälte meiner Mutter und Schwester reichten Anfang Februar die Gesellschaftsverträge und Jahresabschlüsse der Offenen Handelsgesellschaft und der Gesellschaft mit beschränkter Haftung beim Landgericht ein. Wie jedoch die Gewinne in der Offenen Handelsgesellschaft verwendet worden waren, legten sie trotz der eindeutigen Aufforderung hierzu in dem Ende Dezember 1987 von Dr. Rathing erlassenen Beschluss nicht dar.


In der letzten Februarwoche übersandte mir Rechtsanwalt Holstein das Urteil des Landgerichts im Verfahren gegen den Steuerberater Claus. In seinem kurzen Begleitschreiben erläuterte er, dass das Urteil, wie das Landgericht in der mündlichen Verhandlung angekündigt hatte, gegen mich ergangen sei und dass dieses nur schwer verständlich sei. Rechtlich sei das Urteil nicht haltbar. Es sei falsch, aus dem Gesellschaftsvertrag zu schließen, dass nur die Gesellschaft mit beschränkter Haftung die Befugnis zur Geschäftsführung für die Offene Handelsgesellschaft hätte. Denn der Paragraph des Gesellschaftsvertrages der Offenen Handelsgesellschaft, auf den sich das Landgericht bezog, regele allein Fragen der Gewinnverteilung aber nicht Fragen der Geschäftsführung. Er wolle sich in den nächsten Tagen mit mir besprechen. Denn nach seiner Auffassung sollte Berufung eingelegt werden. Ich las mir mehrmals den Gesellschaftsvertrag durch. Der besagte Paragraph regelte, wie Rechtsanwalt Holstein gesagt hatte, tatsächlich nur die Gewinnverteilung. Dort war aber nirgends geregelt, dass die Gesellschaft mit beschränkter Haftung die Geschäftsführung der Offenen Handelsgesellschaft innehätte. In unserer Besprechung überzeugte mich Herr Rechtsanwalt Holstein, dass das Urteil des Landgerichts vor dem Oberlandesgericht keinen Bestand haben würde. Mitte März legte Rechtsanwalt Holstein Berufung gegen das Urteil des Landgerichts ein.


Bislang hatte sich die Staatsanwaltschaft auf meine Strafanzeige gegen meine Mutter und meine Schwester nicht wieder gemeldet. Deshalb schickte ich ein weiteres Schreiben an die Staatsanwaltschaft, in dem ich darauf hinwies, dass Rechtsanwalt Holstein im Rahmen seiner Buchprüfung bereits verschiedenste Unregelmäßigkeiten festgestellt hatte.


Im Verfahren gegen den Steuerberater Claus schickte Rechtsanwalt Holstein eine zehnseitige Berufungsbegründung an das Oberlandesgericht. Er rügte insbesondere, dass uns das Landgericht in der mündlichen Verhandlung vom Januar mit seiner völlig überraschend geäußerten Ansicht, dass ich für die Offene Handelsgesellschaft nicht geschäftsführungsbefugt wäre, überrumpelt habe, da es diese Ansicht in der ersten mündlichen Verhandlung im Mai 1987 nicht geäußert hatte. Zudem rügte er, dass das Landgericht hierbei den Gesellschaftsvertrag falsch ausgelegt hätte.


Steuerberater Claus war inzwischen aus seinem eigenen Steuerbüro ausgeschieden. Seine ehemaligen Mitarbeiter betrieben nun sein Steuerbüro unter ihrem Namen Sommer & Partner weiter. Meine Mutter ließ von diesem Büro die Steuerangelegenheiten der Offenen Handelsgesellschaft und Gesellschaft mit beschränkter Haftung weiterhin betreuen. Die intensive Korrespondenz, die Rechtsanwalt Holstein mit diesem Steuerbüro geführte hatte, hatte insoweit erste Fortschritte gezeigt, dass die Offene Handelsgesellschaft auch nach der Ansicht von Sommer & Partner seit 1984 nicht mehr gewerbesteuerpflichtig war. Sie gaben beim Finanzamt in der Steuererklärung für das Jahr 1984 an, dass die Offene Handelsgesellschaft Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung erziele.


Das Finanzamt erließ trotzdem für die Jahre 1984, 1985, und 1986 Gewerbesteuerbescheide und legte in weiteren Bescheiden, in sogenannten Feststellungsbescheiden, die Einkunftsart der Offenen Handelsgesellschaft für diese Jahre wieder als Einkünfte aus Gewerbebetrieb fest. Rechtsanwalt Holstein legte gegen diese Bescheide Einspruch ein.


Es geht nicht voran


Als es bis Juni noch immer keinen Fortschritt in dem Prozess gegen meine Mutter und Schwester gab, schickte ich Rechtsanwalt Holstein Mitte des Monats ein Schreiben, in dem ich ihn darum bat, bei Gericht einen weiteren Schriftsatz einzureichen und einen abschließenden Termin zur mündlichen Verhandlung anberaumen zu lassen. Er teilte mir telefonisch mit, dass er bei der Überprüfung der Buchhaltung bereits zahlreiche Ungereimtheiten festgestellt habe. Für die Details verwies er mich auf einen Schriftsatz, den er noch für das Gericht anfertigen wollte. Es irritierte mich, dass Rechtsanwalt Holstein in unserem Telefongespräch immer wieder auf die Auseinandersetzung mit dem Finanzamt und mit dem Steuerberater Claus zurückkam. Nach meinem Eindruck wollte er Dinge, die eher Nebenerscheinungen waren, in den Mittelpunkt des weiteren Vorgehens stellen, ohne dass deren Lösung für die Durchsetzung meiner Gesellschaftsrechte vordringlich war. Mitte Juli lag mir immer noch nicht der von ihm angekündigte Schriftsatz vor. Also schrieb ich ihm wieder und versuchte meinen Unmut deutlich zu machen, ohne unhöflich zu wirken. Auf dieses Schreiben bekam ich keine Antwort. Also wurde ich in meinen nächsten Schreiben Anfang August deutlicher. Ich stellte ihm die Frage, welchen Eindruck es auf die Gegenseite machen würde, dass seit dem ersten Verhandlungstermin im September 1986 meine Rechte feststünden, und er diese nach zwei Jahren immer noch nicht für mich durchgesetzt hätte. In einem Telefongespräch mit ihm bat er mich um etwas Geduld. Jedes Mal, wenn ich in der Folgezeit die Fortsetzung des Verfahrens gegen meine Mutter und meine Schwester anmahnte, wies er darauf hin, dass er die Buchprüfung noch nicht ganz abgeschlossen habe und diese neben seiner alltäglichen Arbeit viel Zeit in Anspruch nehme.


Das Finanzamt sprach im Hinblick auf das von Rechtsanwalt Holstein eingeleitete Einspruchsverfahren gegen die Gewerbesteuerbescheide und Feststellungsbescheide unverhohlene Drohungen aus. Es forderte Herrn Rechtsanwalt Holstein mehrfach auf, dass er seine Ansicht nochmals überdenken möge. Sollte er an der Auffassung festhalten, dass die Offene Handelsgesellschaft anders als in der Vergangenheit keine Einnahmen aus Gewerbebetrieb erziele, müsste eine Betriebsprüfung vorgenommen werden, deren Ergebnis zu erheblichen Nachteilen für das Unternehmen und seine Gesellschafter führen könnte.


Ende September fand endlich im Berufungsverfahren gegen den Steuerberater Claus die mündliche Verhandlung vor dem Oberlandesgericht statt. Das Oberlandesgericht erläuterte in der mündlichen Verhandlung, dass das Landgericht die von mir für die Offene Handelsgesellschaft geführte Klage zu Unrecht als unzulässig angesehen hatte. Mitte November erging das Urteil des Oberlandesgerichts, mit dem es das Urteil des Landgerichts vom Februar aufhob und das Verfahren an das Landgericht zurückverwies. Einerseits war ich froh, dass das Urteil des Landgerichts aus der Welt war, andererseits machte es mir Sorge, dass das Verfahren jetzt erneut vor genau diesem Gericht weitergeführt werden musste.


Noch Ende Dezember reichte Rechtsanwalt Holstein einen Schriftsatz beim Landgericht ein, in dem er beantragte, dass dort das Verfahren gegen den Steuerberater Claus fortgesetzt werden sollte, und in dem er seine Rechtsposition erneut eingehend erläuterte.


Es war äußerst ernüchternd. Im Verfahren gegen den Steuerberater Claus hatte ich mich nur im Kreis gedreht und im Verfahren gegen meine Mutter und meine Schwester ging es nicht voran.




Das Jahr 1989 – Hoffen und Bangen


»Um sicher Recht zu tun, braucht man sehr wenig vom Recht zu wissen. Allein um sicher Unrecht zu tun, muss man die Rechte studiert haben.«


Georg Christoph Lichtenberg (1742 - 1799), deutscher Physiker, Schriftsteller und Kunstkritiker.


In dem Verfahren gegen den Steuerberater Claus reichten die Anwälte beider Seiten im Anschluss an Rechtsanwalt Holsteins Schriftsatz aus dem Dezember 1988 wieder mehrere ausführliche Schriftsätze beim Landgericht ein. Jetzt hieß es wieder auf eine mündliche Verhandlung warten. Ich war maßlos enttäuscht.


Seit zwei Jahren hatte ich von der Staatsanwaltschaft nichts gehört. Ich konnte mir dieses nicht erklären. Entweder verstaubte die Akte mit meiner Strafanzeige in irgendeinem Keller oder die Staatsanwaltschaft führte sehr ausführliche Ermittlungen. Ich rief bei der Staatsanwaltschaft an. Dort wurde mir lediglich in äußerst kurz angebundenem Tonfall mitgeteilt, dass die Ermittlungen noch andauern würden. Zum Stand der Ermittlungen könnten keine Angaben gemacht werden. Da ich keine Vorstellung davon hatte wie eine Staatsanwaltschaft arbeitete und in welchen Zeiträumen Ermittlungsverfahren abgeschlossen wurden, musste ich mich auch hier weiter in Geduld üben.


Die Wartezeit auf eine mündliche Verhandlung im Prozess gegen den Steuerberater Claus gab mir wieder die Zeit Herrn Rechtsanwalt Holstein verstärkt an den Abschluss der Buchprüfung und die Fortsetzung des Verfahrens gegen meine Mutter und meine Schwester zu erinnern. Mehrmals versuchte ich Rechtsanwalt Holstein telefonisch zu erreichen. Immer wieder vertröstete mich Rechtsanwalt Holsteins Sekretärin. Entweder war Rechtsanwalt Holstein zu Tisch oder bei Gericht oder in einer Besprechung. Seit Dr. Rathing Ende Dezember 1987 seinen Beschluss gefasst hatte, waren eineinhalb Jahre vergangen, ohne dass das Verfahren fortgesetzt worden wäre. In einem Telefongespräch im Juni teilte mir Rechtsanwalt Holsteins Sekretärin mit, dass er nun die Buchprüfung abgeschlossen hätte und in Kürze einen entsprechenden Schriftsatz bei Gericht einreichen werde.


Die vierte mündliche Verhandlung


Endlich, Mitte Juli reichte Rechtsanwalt Holstein in dem Verfahren gegen meine Mutter und meine Schwester einen elf Seiten langen Schriftsatz bei Gericht ein, in dem er zu dem Beschluss des Landgerichts aus dem Dezember 1987 Stellung nahm und den Antrag auf Ausschüttung meiner ausstehenden Gewinnanteile bezifferte. Es war eine mittlere fünfstellige Summe, die mir nach seiner Berechnung noch mindestens zustand. Er legte dar, welche Fehler und Ungereimtheiten in der Buchführung und den Jahresabschlüssen der beiden Gesellschaften vorlagen und erläuterte dieses anhand falscher Buchungen, fehlender Belege, privater Rechnungen meiner Mutter, die zu Lasten der Offenen Handelsgesellschaft gebucht worden waren, und schließlich anhand der unberechtigten Gewerbesteuerzahlungen.


Die Ungereimtheiten und Mängel, die Rechtsanwalt Holstein in den Buchhaltungsunterlagen festgestellt hatte, waren derart erdrückend, dass ich es für geboten hielt, dass auch meine Schwester von der Geschäftsführung und Vertretung der Offenen Handelsgesellschaft ausgeschlossen wurde. Denn ganz offensichtlich profitierte auch sie von diesen Ungereimtheiten und Unregelmäßigkeiten. Sonst hätte sie das Verhalten meiner Mutter nicht geduldet und hätte sich bei der geplanten Übergabe der Unterlagen in der Wohnung meiner Mutter nicht derart hysterisch verhalten. So bat ich Rechtsanwalt Holstein bei Gericht zu beantragen, dass deshalb auch meine Schwester von der Geschäftsführung und Vertretung abzusetzen sei.


Mitte September erhielt ich endlich vom Landgericht in dem Verfahren gegen meine Mutter und meine Schwester eine Ladung für eine mündliche Verhandlung, die Mitte Oktober stattfinden sollte. Die Anwälte meiner Mutter und meiner Schwester hatten bereits Anfang Oktober ihren Schriftsatz bei Gericht eingereicht. Mehr oder weniger pauschal bestritten sie alles, was Rechtsanwalt Holstein Mitte Juli in seinem Schriftsatz vorgetragen hatte. Eine knappe Woche vor dem geplanten Termin zur mündlichen Verhandlung erhielt ich von Rechtsanwalt Holstein einen ausführlichen Schriftsatz, in dem er beantragte, dass nicht nur meiner Mutter sondern auch meiner Schwester die Geschäftsführungsbefugnis zu entziehen sei und zwar zumindest für einen Zeitraum von zwei Jahren. Er legte dem Gericht mit diesem Schriftsatz für mich überraschend ein Schreiben des Finanzamtes vor, aus dem hervorging, dass die Gesellschaft zumindest seit dem Jahre 1984 nicht mehr gewerbesteuerpflichtig sei. Er erläuterte, dass meine Mutter und Schwester zu Unrecht über Jahre hinweg Gewerbesteuer an das Finanzamt gezahlt hätten, wodurch der Gesellschaft ein erheblicher Schaden entstanden sei.


Die Gerichtsverhandlung Mitte Oktober im Verfahren gegen meine Mutter und meine Schwester war für mich eine herbe Enttäuschung. Über die Sache selbst wurde überhaupt nicht geredet. Richter Dr. Rathing war lediglich an einem Vergleich interessiert. Ich wurde vom diesem Richter geradezu mit Suggestivfragen bombardiert. »Wollen Sie sich etwa noch länger mit denen herumärgern?«, »Sollten Sie nicht lieber gehen?«, »Warum machen Sie das noch mit?«. Wieder wollte Dr. Rathing mit massivem Nachdruck erreichen, dass ich aus unserer Offenen Handelsgesellschaft ausscheiden sollte. Dieses lehnte ich erneut entschieden ab. Ohne dass sich der Richter direkt an eine der Parteien wandte und ohne dass er zu erkennen gab, wen er meinte, stellte er boshaft in den Raum: »Sie machen solange, bis Sie am Bahnhof sitzen.«


Der Richter beschloss darauf hin, dass das Verfahren erst dann weiter gehen sollte, wenn über die Feststellungs- und Gewerbesteuerbescheide der Jahre 1984 bis 1986, gegen die Rechtsanwalt Holstein im Mai 1988 Einspruch eingelegt hatte, rechtskräftig entschieden worden sei. Das war alles. Die mündliche Verhandlung war beendet.


Einen Grund, warum Dr. Rathing abwarten wollte, bis über die Gewerbesteuerbescheide der Jahre 1984 bis 1986 rechtskräftig entschieden worden war, konnte ich nicht erkennen. Denn er hatte bereits in der ersten mündlichen Verhandlung zusammen mit den Handelsrichtern selbst festgestellt, dass die Offene Handelsgesellschaft nicht gewerbesteuerpflichtig war. Das Verhalten des Gerichts war skandalös und dubios. Immer wieder kehrten meine Gedanken zu den hinterhältigen Fragen der mündlichen Verhandlung zurück, die mit den Streitpunkten des Prozesses nichts zu tun hatten. Je länger ich über diese mündliche Verhandlung nachdachte, desto mehr glaubte ich, dass Dr. Rathings Drohung »Sie machen solange bis Sie am Bahnhof sitzen«mir galt, um mich einzuschüchtern.


Wenige Tage später übersandte mir Rechtsanwalt Holstein ein Schreiben des Finanzamtes, in dem dieses mitteilte, dass eine kürzlich durchgeführte Betriebsprüfung ergeben hätte, dass die Offene Handelsgesellschaft im Jahre 1984 Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung erziele, kein Gewerbebetrieb sei und dass deshalb eine Gewerbesteuerpflicht nicht mehr bestehe und dass nun der 1. Januar 1983 als Zeitpunkt der Aufgabe des Gewerbebetriebes anzusehen wäre. Das Grundstück mit den Gebäuden gelte ab diesem Zeitpunkt nicht mehr als Betriebsvermögen, sondern es gelte als aus dem Betriebsvermögen ins Privatvermögen entnommen. Auf den so anfallenden Entnahmegewinn wäre eine Einkommenssteuer in ganz erheblicher Höhe zu entrichten. Ich war bestürzt. Die Folgen wären katastrophal.


Die bösen Tricks des Finanzamts


Ende Oktober erließ das Finanzamt die angekündigten Bescheide. Die Gewerbesteuerbescheide für die Jahre 1984 bis 1986 hob es auf. Stattdessen legte es den Entnahmegewinn, auf den Einkommenssteuer entrichtet werden sollte, auf einen hohen sechsstelligen Betrag fest. Ich war schockiert. Anfang November legte Rechtsanwalt Holstein hiergegen Einspruch ein. Denn bereits seit dem Jahre 1967 betrieben wir unverändert eine reine Grundstücksverwaltung und keinen Gewerbebetrieb, so dass es völlig willkürlich war, das Jahr 1983 als Zeitpunkt für die Aufgabe eines Gewerbebetriebes anzusehen, den es seit 1967 nicht gegeben hatte. Rechtsanwalt Holstein beantragte den Entnahmezeitpunkt auf das Jahr 1967 festzulegen, mit der Folge, dass eine Versteuerung eines angeblichen Entnahmegewinns seitdem längst verjährt war. Gleichzeitig griff er die Höhe des angeblichen Entnahmegewinns an, die überhaupt nicht nachzuvollziehen war. Das Verhalten des Finanzamtes empfand ich als geradezu hinterhältig. Hier folgte ein Unrecht auf das nächste. Erst hatte das Finanzamt unter dubiosen Umständen zu Unrecht Gewerbesteuerbescheide erlassen, obwohl unsere Grundstücksverwaltungsgesellschaft eindeutig nie gewerbesteuerpflichtig war, wie bereits Dr. Rathing zusammen mit den Handelsrichtern in der ersten mündlichen Verhandlung festgestellt hatte. Dann tat das Finanzamt so, als hätte die Gesellschaft im Jahre 1983 ihren angeblichen Gewerbebetrieb aufgegeben, obwohl wir seit 1967 nur Vermietung und Verpachtung betrieben hatten. Und nun forderte das Finanzamt auch noch zu Unrecht wegen der angeblichen Aufgabe eines gar nicht existierenden Gewerbebetriebes eine Versteuerung eines angeblichen Entnahmegewinns.


Im Verfahren gegen meine Mutter und meine Schwester nahm Rechtsanwalt Holstein Ende November zu dem vom Landgericht in der letzten mündlichen Verhandlung erlassenen Beschluss Stellung. Er legte dem Gericht zwei Schreiben des Finanzamtes vor, aus denen hervorging, dass das Finanzamt die Gewerbesteuerbescheide für die Jahre 1984 bis 1986 aufgehoben hatte und dass die Einkünfte der Offenen Handelsgesellschaft nun Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung waren. Abschließend bat er das Landgericht uns mitzuteilen, wie das Verfahren fortgesetzt werden könne. Eine Antwort des Gerichts bekamen wir nicht.


Deshalb bat ich Rechtsanwalt Holstein Ende Dezember, dass er bei Gericht einen Termin beantragen möge, in dem ein Urteil gegen meine Mutter und Schwester verkündet werde.


Damit war auch das Jahr 1989 verstrichen, ohne dass ich meine Rechte hatte durchsetzen können. Es war niederschmetternd. Die Probleme mit meiner Mutter und Schwester waren nicht gelöst. Stattdessen waren durch die Auseinandersetzung mit dem Steuerberater Claus und insbesondere mit dem Finanzamt neue geradezu bedrohliche Probleme hinzugekommen.




Das Jahr 1990 – Das Teilurteil


»Rechtmäßig: Vereinbar mit dem Willen des zuständigen Richters.«


Ambrose Gwinnet Bierce (1842 - 1914), US-amerikanischer Journalist und Satiriker.


Gleich zu Anfang des neuen Jahres brachte ich in einem Telefongespräch mit Rechtsanwalt Holstein meinen Unmut darüber zum Ausdruck, dass das Verfahren gegen meine Mutter und Schwester nicht zum Abschluss kam. Er zeigte dafür Verständnis und wies darauf hin, wie schwierig die Verfahren gegen den Steuerberater, die Auseinandersetzung mit dem Finanzamt und auch das Verfahren gegen meine Mutter und Schwester sei. Er versicherte bis Ende Februar bei Gericht einen Schriftsatz einreichen zu wollen, in dem er die Forstsetzung der mündlichen Verhandlung beantragen werde.


Erst Mitte März reichte Rechtsanwalt Holstein im Verfahren gegen meine Mutter und meine Schwester den angekündigten Schriftsatz beim Landgericht ein. Er beantragte, einen möglichst zeitnahen Termin zur mündlichen Verhandlung festzusetzen, und wies darauf hin, dass sich die Gegenseite nach wie vor weigerte, mir die im Jahr 1980 bei der Sparkasse zu Unrecht gelöschte Vollmacht für die Geschäftskonten wieder einzuräumen.


Nachdem das Oberlandesgericht im Verfahren gegen den Steuerberater Claus das Urteil des Landgerichts aufgehoben und das Verfahren an das Landgericht zurückverwiesen hatte, hatten die Rechtsanwälte dort bislang etliche Schriftsätze eingereicht. Die mündliche Verhandlung war endlich für Ende Juli angeordnet worden. Das Landgericht vertrat in dieser mündlichen Verhandlung die Ansicht, dass unsere Offene Handelsgesellschaft allein aus steuerrechtlichen Erwägungen gegründet worden sei. Mein Onkel und meine Mutter hätten Steuerberater Claus den Auftrag erteilt Gewerbesteuer zu zahlen, um Einkommenssteuer zu sparen. Somit hätte der Steuerberater auftragsgemäß gehandelt, als er Gewerbesteuer an das Finanzamt abführen ließ. Mitte September sollte das Urteil verkündet werden. Ich war entsetzt. Denn das Landgericht ignorierte völlig, dass die Gewerbesteuerbescheide für die Offene Handelsgesellschaft für die Jahre 1974 bis 1979 erst im Jahre 1981 ergangen waren und dass das Finanzamt die Gewerbesteuerzahlungen der Offenen Handelsgesellschaft auf das Konto der Gesellschaft mit beschränkter Haftung zurückerstattet hatte. Zudem hatte Dr. Rathing in der ersten mündlichen Verhandlung im Verfahren gegen meine Mutter und meine Schwester mit den Handelsrichtern festgestellt, dass die Offene Handelsgesellschaft nie gewerbesteuerpflichtig war. Wie konnte dann die Offene Handelsgesellschaft gegründet worden sein, um Gewerbesteuer zu zahlen, wenn sie nicht einmal gewerbesteuerpflichtig war. Mein Onkel und meine Mutter konnte auch keine Steuerart auswählen, für die gar keine Steuerpflicht bestand, um Einkommenssteuer zu sparen. Die Ansicht des Gerichts war absurd und pure Willkür.


Die fünfte mündliche Verhandlung


Bis Anfang August lag mir im Verfahren gegen meine Mutter und Schwester immer noch keine Mitteilung des Gerichts über die Anberaumung eines Termins zur mündlichen Verhandlung vor, so dass ich Herrn Rechtsanwalt Holstein erneut einen mehr als deutlichen Brief übersandte, in dem ich ihn aufforderte sich umgehend telefonisch mit dem Richter in Verbindung zusetzen um zu erfahren, wann die nächste mündliche Verhandlung stattfinden werde. Kurze Zeit später übersandte er mir eine Verfügung des Gerichts, in der das Gericht einen Termin zur mündlichen Verhandlung für Anfang September festgesetzt hatte. Weiter war in der Verfügung des Richters zu lesen:


Die von mir außerordentlich bedauerte Verzögerung hat folgende Gründe: In den letzten sechs Monaten haben sich in meiner Kammer in bisher nicht dagewesener Weise äußerst schwierige und umfangreiche sowie teilweise ganz besonders eilige Sachen gehäuft, die durchweg zu langen und zu schwierigen Urteilen geführt haben. Der normale Betrieb meiner Kammer ist unter dieser für mich bisher einmaligen Ausnahmebelastung zeitweilig zum Erliegen gekommen. Nicht einmal meinen Jahresurlaub konnte ich bislang nehmen.


Ich schenkte diesen Rechtfertigungsversuchen keinen Glauben. Wenn dieses zutreffend gewesen wäre, hätte der Richter dieses bereits viel früher mitteilen können.


Ende August erhielt ich von Rechtsanwalt Holstein ein Schreiben, in dem er mich völlig überraschend und unverständlich, ohne jede Erläuterung bat, dass ich rechtzeitig nach einem Nachfolger für seine Tätigkeit Ausschau halten sollte. Ich konnte dieses Schreiben überhaupt nicht einordnen. Ich hatte zudem nicht das Geld, einen neuen Anwalt zu beauftragen, nachdem ich ihm bereits einen fünfstelligen Betrag gezahlt hatte. Außerdem durfte sich Rechtsanwalt Holstein, der in die immer umfangreicher werdende Angelegenheit eingearbeitet war, nicht einfach aus dem Staube machen. Ich reagierte also auf dieses Schreiben überhaupt nicht.


Meine Mutter und meine Schwester waren Anfang September in der mündlichen Verhandlung vor dem Landgericht im Verfahren gegen sie erstaunlicher Weise nicht anwesend. Zu Beginn diskutierte der Vorsitzende Richter mit den Rechtsanwälten darüber, auf welcher Rechtsgrundlage der Zahlungsanspruch beruhte, den Rechtsanwalt Holstein für mich aufgrund seiner Buchprüfung geltend machte. Der Anwalt der Gegenseite war der Ansicht, dass der Anspruch, soweit es sich auf die Jahre vor 1982 bezog, verjährt wäre. Rechtsanwalt Holstein widersprach dem und machte weit ausholende rechtliche Erläuterungen. Als er diese beendet hatte, wandte sich Richter Dr. Rathing an ihn.


»Herr Holstein, was soll jetzt werden?«


»Ich stelle heute die Anträge.«


Ich war heilfroh das zu hören. Endlich ging es bei Gericht voran. Ich hatte lange genug darauf warten müssen, dass meine Rechte durchgesetzt werden.


»Wollen Sie das wirklich?« Dr. Rathing schien darüber überrascht zu sein, dass Rechtsanwalt Holstein die Anträge stellen wollte. Dieser blickte wie versteinert in seine Akte.


»Ja, ich stelle den Antrag aus meinem Schriftsatz aus dem Juli 1989 auf Ausschüttung der ausstehenden Gewinnanteile meiner Mandantin und beantrage weiter, die Beklagten zu verurteilen, der Klägerin eine auf die Erstattung von Geschäftsauslagen beschränkte Kontovollmacht über das Konto der Offenen Handelsgesellschaft zu erteilen.«


Der Richter sprach den Antrag in sein Diktiergerät und blickte zum Anwalt der Gegenseite.


»Ich beantrage, beide Anträge abzuweisen.«


Rechtsanwalt Holstein hatte bereits begonnen seine Unterlagen in seinen Aktenkoffer zu räumen. Währenddessen murmelte Dr. Rathing weitere Worte in das Diktiergerät, die ich nicht verstand.


»Anfang Oktober verkünde ich eine Entscheidung«, schloss Richter Dr. Rathing die mündliche Verhandlung und diktierte einen entsprechenden Beschluss in das Sitzungsprotokoll.


»Sobald mir die Entscheidung vorliegt, schicke ich Ihnen diese per Post zu«, wandte sich Rechtsanwalt Holstein an mich und stand auf. Die mündliche Verhandlung war zu Ende. Wir verabschiedeten uns und ich hoffte hier nun endlich Recht zu bekommen.


Zwei Urteile


Bevor ich das Urteil des Landgerichts im Verfahren gegen meine Mutter und meine Schwester erhielt, schickte mir Herr Holstein zunächst einmal das Urteil des Landgerichts in dem Verfahren gegen den Steuerberater Claus zu. Und dieses Urteil fiel so aus, wie das Landgericht angekündigte hatte. Meine Schadenersatzklage gegen den Steuerberater Claus wurde zurückgewiesen. Bei mir verstärkte sich immer mehr der Eindruck, dass die Richter mich unbedingt verlieren lassen wollten. In ihrem ersten Urteil hatten die Richter des Landgerichts meine Klage gegen den Steuerberater Claus für unzulässig gehalten, weil ich angeblich für die Offene Handelsgesellschaft nicht geschäftsführungsbefugt wäre. Nachdem das Oberlandesgericht jenes Urteil aufgehoben hatte und die Zulässigkeit der Klage verbindlich festgestellt hatte, sagten die Richter des Landgerichts nun, dass meine Klage unbegründet wäre. Die Richter behaupteten, dass der Steuerberater seine Pflicht nicht verletzt hätte. Er hätte auftragsgemäß Gewerbesteuer an das Finanzamt abgeführt. Dabei stützte sich das Gericht auf ein Schreiben meiner Mutter, welches sie erst im Jahre 1985 für den Steuerberater Claus zu dessen Entlastung angefertigt hatte und in dem sie behauptete, dass sie und mein Onkel dem Steuerberater im Jahre 1967 den Auftrag gegeben hätten, Gewerbesteuer an das Finanzamt zu zahlen. Das Landgericht hatte die Ungereimtheiten um die Gewerbesteuerzahlungen völlig ausgeblendet. Es hatte nicht berücksichtigt, dass das Finanzamt von 1974 bis einschließlich 1980 überhaupt keine Gewerbesteuerbescheide erlassen hatte. Für mich stand fest, dass ich gegen dieses Urteil Berufung einlegen musste.


Erst Mitte Oktober und nicht schon Anfang Oktober verkündete das Landgericht im Verfahren gegen meine Mutter und Schwester ein Teilurteil. Die Beklagten wurden, wie Rechtsanwalt Holstein beantragt hatte, verurteilt, an mich einen mittleren fünfstelligen Betrag zu zahlen und mir eine Vollmacht für das Geschäftskonto zur Begleichung von Geschäftsausgaben einzuräumen. In diesem Urteil stellte der Richter Dr. Rathing fest, dass meine Mutter und meine Schwester in keinem einzigen Fall durch Belege oder Urkunden oder Quittungen oder Bankauszüge oder in anderer Form dargelegt hatten, wozu die mir bislang nicht ausgekehrten Gewinnanteile verwendet worden waren.


Das Urteil war ein erster Erfolg, der mich freute. Dennoch war ich mit dem Urteil nicht zufrieden. Denn meine Mutter und Schwester waren mit diesem Urteil immer noch nicht von der Geschäftsführung und Vertretung der Offenen Handelsgesellschaft ausgeschlossen. Denn in der mündlichen Verhandlung im September hatte Rechtsanwalt Holstein die Anträge auf Ausschluss meiner Mutter und meiner Schwester von der Geschäftsführung, die er in seinen Schriftsätzen angekündigte hatte, noch nicht gestellt. Also hatte das Gericht lediglich ein Teilurteil erlassen. Ich war schon enttäuscht. Ich musste also befürchten, dass meine Mutter und meine Schwester weiterhin meine Rechte verletzen würden. Auch führte das Urteil nicht dazu, dass neue und zwar richtige Bilanzen erstellt werden mussten, mit denen der ganze Umfang der mir zustehenden Gewinnansprüche dokumentiert werden konnte. In einem ausführlichen Schreiben forderte ich Rechtsanwalt Holstein auf, den Ausschluss meiner Mutter und Schwester von der Geschäftsführung und Vertretung in einem weiteren Teilurteil zu beantragen. Ich wies darauf hin, dass ich immer noch keinen Einblick in die Vorgänge der Gesellschaft hatte.


Wenige Tage nachdem das Teilurteil gegen meine Mutter und Schwester ergangen war, legte Rechtsanwalt Holstein Berufung gegen das negative Urteil des Landgerichts in dem Verfahren gegen den Steuerberater Claus ein. Die Berufungsbegründung schickte er Mitte Dezember an das Oberlandesgericht. Auf sieben Seiten erläuterte Rechtsanwalt Holstein nochmals ausführlich die steuerliche Rechtslage. Er wies wiederholt darauf hin, dass man mit dem Finanzamt keine Vereinbarung über die zu zahlende Steuerart treffen konnte. Die Steuerpflichtigen konnten ihre Steuer nicht zwischen Gewerbesteuer und Einkommenssteuer auswählen. Die Offene Handelsgesellschaft sei nicht gewerbesteuerpflichtig, da sie nur Vermietung und Verpachtung als reine Vermögensverwaltung in einem derart geringen Umfang betrieb, der keinesfalls als Gewerbe eingestuft werden konnte. Ich hoffte, dass sich nun endlich vor dem Oberlandesgericht die Angelegenheit mit dem Steuerberater Claus zu meinen Gunsten aufklären würde.




Das Jahr 1991 – Die Berufung


»Im Recht zu sein, kann vor Gericht zu einem entscheidenden Nachteil werden.«


Heinrich von Kleist (1777 - 1811), deutscher Dichter.


Anfang Januar informierte ich die Staatsanwaltschaft, dass Dr. Rathing im Oktober 1990 zu meinen Gunsten ein Teilurteil erlassen hatte. Ich hoffte, dass dieses positive Urteil die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft gegen meine Mutter, meine Schwester und den Steuerberater beschleunigen würde.


Mitte Januar entgegnete der Rechtsanwalt des Steuerberaters Claus auf die Berufungsbegründung von Rechtsanwalt Holstein und beantragte die Berufung zurückzuweisen. In seinem zweiseitigen Schriftsatz stellte er die Ausführungen von Rechtsanwalt Holstein pauschal als falsch dar und hob lediglich hervor, dass der Steuerberater Claus auftragsgemäß gehandelt hätte.


Rechtsanwalt Holstein teilte mir Anfang Februar mit, dass meine Mutter und meine Schwester gegen das Teilurteil von Dr. Rathing Berufung zum Oberlandesgericht eingelegt hatten. Seinem Schreiben hatte er die Berufungsbegründung meiner Mutter und Schwester gegen das Teilurteil beigefügt. Meine Mutter und meine Schwester wurden in der Berufung von einem neuen Anwalt vertreten und zwar von einem Rechtsanwalt Hinrich. Die bisherigen Anwälte meiner Mutter und meiner Schwester hatten das Mandat niedergelegt. Der neue Anwalt meiner Mutter und Schwester, Rechtsanwalt Hinrich, behauptete in seiner Berufungsbegründung, dass ich keine Auskehrung meiner ausstehenden Gewinne verlangen könnte, da ich an den Gesellschafterversammlungen nicht teilgenommen und an Beschlüssen über die Gewinnermittlung nicht mitgewirkt hätte. Eine Kontovollmacht könnte ich nicht bekommen, weil angeblich nur die Gesellschaft mit beschränkter Haftung zur Geschäftsführung in der Offenen Handelsgesellschaft befugt wäre.


Die Erwiderung auf die Berufung meiner Mutter und meiner Schwester reichte Rechtsanwalt Holstein Anfang März beim Oberlandesgericht ein. Er wies darauf hin, dass die Auszahlungsbeträge, die ich erhielt, deutlich unter meinem Gewinnanteil lagen, ich aber den vollen Gewinnanteil versteuern musste, obwohl ich die entsprechenden Gelder nicht erhalten hatte. Er führte weiter aus, dass ich von der Feststellung der Jahresabschlüsse der Offenen Handelsgesellschaft und von der Beschlussfassung über die Gewinnverwendung gezielt ausgeschlossen worden sei. Zudem führte er im Detail aus, in welchen Punkten die Jahresabschlüsse falsch waren. Schließlich erläuterte er, dass ich nicht durch den Gesellschaftsvertrag von der Geschäftsführung der Offenen Handelsgesellschaft ausgeschlossen worden sei.


Mitte März informierte mich Rechtsanwalt Holstein darüber, dass das Finanzamt trotz seines Einspruchs bei seiner Entscheidung blieb, dass zum 1. Januar 1983 ein Entnahmegewinn fällig wäre. Lediglich die Höhe des zu versteuernden Entnahmegewinns korrigierte das Finanzamt leicht nach unten. Rechtsanwalt Holstein riet mir, gegen diese Einspruchsentscheidung eine Klage beim Finanzgericht zu erheben. Notgedrungen erteilte ich ihm also den Auftrag, beim Finanzgericht eine Klage gegen das Finanzamt einzureichen. In einer ausführlichen Klageschrift legte er dem Finanzgericht dar, dass der maßgebliche Zeitpunkt für die Aufgabe des Gewerbebetriebes der 1. November 1967 war und somit im Jahre 1983 keine Versteuerung des Entnahmegewinns vorgenommen werden konnte. Wenig später reichten meine Mutter und meine Schwester ebenfalls eine entsprechende Klage beim Finanzgericht ein.


Ich war wütend, enttäuscht und niedergeschlagen. Ich war zum Anwalt gegangen, weil ich meine Gewinne vollständig ausgeschüttet haben wollte, damit ich nicht mehr versteuern musste, als ich tatsächlich ausgezahlt bekam. Statt dessen musste ich gegen den Steuerberater meiner Mutter, der zu Unrecht für die Offene Handelsgesellschaft Gewerbesteuer an das Finanzamt abgeführt hatte, durch alle Instanzen prozessieren und nun auch noch das Finanzamt selbst vor dem Finanzgericht verklagen.


Um endlich zu klären, wie nun das Verfahren über die Berufung meiner Mutter und meiner Schwester vor dem Oberlandesgericht voranging, suchte ich Rechtsanwalt Holstein Anfang April in dessen Kanzlei auf. Konkrete Aussagen erhielt ich von Rechtsanwalt Holstein nicht. Er versicherte mir, dass er einen Termin beantragt habe, aber er habe natürlich keinen Einfluss darauf, wie das Oberlandesgericht seine Sitzungstermine festlege. Er betonte mehrfach, dass ich sehr gute Chancen hätte beim Oberlandesgericht zu gewinnen, aber den genauen Ausgang des Verfahrens könne er auch nicht vorhersehen. Bei allem was Rechtsanwalt Holstein sagte, war immer ein »Ja, aber« herauszuhören. Ich bat ihn erneut beim Oberlandesgericht einen Termin zur mündlichen Verhandlung zu beantragen und das Gericht darauf hinzuweisen, dass ich in der Zeit vom Mitte August bis Mitte September im Urlaub sei, damit es nicht ausgerechnet in dieser Zeit einen Termin zur mündlichen Verhandlung festsetzte.
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